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EDITORIAL/102: Uneingewilligt (SB)





Wochendruckausgabe 102 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.09.2018
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Uneingewilligt


Soldat Soldat in grauer Norm

Soldat Soldat in Uniform

Soldat Soldat, ihr seid so viel

Soldat Soldat, das ist kein Spiel

Soldat Soldat, ich finde nicht

Soldat Soldat, dein Angesicht

Soldaten sehn sich alle gleich

Lebendig und als Leich *

Vor 38 Jahren war es der Liedermacher Wolf Biermann, der seinem
Publikum diese Binsenwahrheit gesellschaftlicher Normalität
mitzuteilen sich in der Pflicht sah, um sie ihm mit diesem Liedertext
zu veranschaulichen.

Das Verwertungsinteresse und die Verfügungsgewalt drohen sich aktuell
indessen mit der Debatte um die sogenannte "Widerspruchslösung" in der
Frage der Organtransplantation noch tiefer in den physiologischen
Gebrauch und den anatomischen Nutzen essentieller Körperlichkeit
hineinbohren zu wollen und mit geradezu kannibalistischer Konsequenz
die soziale Gegenseitigkeit des Menschen durch das schiere und
multifunktionale Verschlingen zu bereichern.

Es ist mehr als naheliegend, daß die Grundlegung gesellschaftlicher
Widersprüchlichkeit und das überlebenstechnische Streben, zu Lasten
der eigenen Art zu existieren, lediglich eine Folge haben wird. Diesem
Tier Mensch eben kann doch nur entfaltungsgetrieben sowie
evolutionsgestützt das Verwerten und Zerfleischen als die höchste
Spitze der eigenen Entwicklung gelingen.

Das Ende zumindest einer solchen vampirparasitären Höchstentwicklung
wird, sicher wie vieles andere auch, verurteilt bleiben, am Rachen der
Vergeblichkeit im Schlunde kosmischer Bedeutungslosigkeit zu
versinken.

Ihre Schattenblick-Redaktion




* Wolf Biermann, "Soldat, Soldat",1980,

https://www.songtexte.com/songtext/wolf-biermann/soldat-soldat-63fa2647.html


7. September 2018
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WALD/296: Hambacher Forst - Klimaschutz sofort ... (Robin Wood)


Robin Wood-Pressemitteilung vom 6. September 2018

Tag X für die Klimabewegung: RWE fällt Bäume im Hambacher Forst



Für die Räumung der seit sechs Jahren existierenden Waldbesetzung gegen
den Braunkohletagebau hat RWE heute Vormittag Bäume im Hambacher Forst
fällen lassen. Das schlägt bundesweit Wellen und wird - weit über die
Region hinaus - in den kommenden Wochen zu vielfältigen Protesten
führen. ROBIN WOOD fordert, dass der Kohleausstieg jetzt beginnt. Dieses
Ziel ist unvereinbar mit der von RWE geplanten Rodung für den
Braunkohletagebau, der den Weg zu einer klimafreundlichen
Energieversorgung blockiert.

"Mit dem Beginn der Räumung der Waldbesetzung hat RWE - begleitet von
massiven Polizeieinsätzen - eine Rote Linie überschritten. Die
NRW-Landesregierung zeigt damit, auf wessen Seite sie steht. Sie stellt
die privaten Unternehmensinteressen von RWE über das
Gemeinwohl-Interesse an Klimaschutz und dem Erhalt eines Jahrtausende
alten Waldes", kommentiert Ronja Heise, Energiereferentin von ROBIN WOOD.

Die seit Jahren andauernde Auseinandersetzung um den Hambacher Forst hat
sich in den vergangenen Wochen deutlich zugespitzt. Trotz politischen
Drucks von vielen Seiten und erheblicher Medienöffentlichkeit hält RWE
bislang daran fest, den alten und ökologisch wertvollen Wald im Oktober
weiter zu roden - allerdings nicht vor dem 14. Oktober. Dies erreichte
der BUND heute vor dem Oberwaltungsgericht in Münster. Für die
Rodungsarbeiten bekommt das Unternehmen Rückendeckung von der
NRW-Landesregierung, die ihrerseits dazu beiträgt, den
Braunkohlewiderstand und den Protest gegen die Zerstörung des Hambacher
Forstes zu kriminalisieren.

"Trotz der massiven Polizeipräsenz in den vergangenen Tagen vor Ort wird
sich die Klimagerechtigkeitsbewegung nicht einschüchtern lassen!", sagt
Heise. "Mit vielfältigem und kreativem Protest wird die Bewegung für den
Erhalt des Hambacher Forstes kämpfen. Denn wenn hier geräumt und gerodet
wird, sind alle gemeint, die sich für den Schutz des Klimas einsetzen!"


Mehr Infos:

ROBIN WOOD-Blogbeitrag "Stürmische Zeiten im Hambacher Forst":

https://www.robinwood.de/blog/st%C3%BCrmische-zeiten-im-hambacher-forst

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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WALD/295: Hambacher Forst - Hausrecht gegen Lebensrecht ... (BBU)


Buirer für Buir

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Naturschutzbund (NABU) NRW

SofA Münster

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Sonntagsspaziergang Hambacher Wald (Eva Töller, Michael Zobel)

AntiAtomBonn (Herbert Hoting)

Initiative 3 Rosen (Herbert Gilles)

BBU (Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz)

Aktionsbündnis"Stop Westcastor" Jülich

IPPNW (Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/ Ärzte in sozialer
Verantwortung e.V.)

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

Düsseldorf, 06. September 2018

Hände weg vom Hambacher Forst - Kohleausstieg jetzt!


Initiativen und Verbände rufen zur Mahnwache vor der Düsseldorfer
Staatskanzlei am 13. September 2018 auf



Anti-Kohle-Gruppen, Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände
kritisieren scharf, dass sich NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) und
die schwarz-gelbe Landesregierung im sich dramatisch verschärfenden
Konflikt um den Hambacher Forst und dem dringend notwendigen Kohleausstieg
einseitig auf die Seite von RWE stellen. Die Umweltschützer rufen deshalb
zu einer gemeinsamen Mahnwache vor der Düsseldorfer Staatskanzlei am
nächsten Donnerstag, 13. September, um 16 Uhr auf. Motto der Protestaktion
wird sein: "Ministerpräsident Laschet will uns verkohlen. Hände weg vom
Hambacher Forst - Kohleausstieg jetzt".

"Wir erleben inzwischen täglich, dass der politische Konflikt um den für
den Klimaschutz absolut unerlässlichen Kohleausstieg vor Ort im Hambacher
Forst zu einem reinen Polizeithema gemacht werden soll. Die NRW-Polizei
wird von der Landesregierung immer stärker als verlängerter Werksschutz von
RWE eingesetzt. Wir fordern von Ministerpräsident Laschet eine Kehrtwende,
um den schärfsten Umweltschutzkonflikt in NRW seit 20 Jahren zu
deeskalieren. Jetzt ist die Politik gefragt, ein Rodungsstopp im Hambacher
Forst ist der dafür notwendige erste Schritt", so Andreas Büttgen von der
örtlichen Initiative Buirer für Buir.

"Ministerpräsident Laschet sieht sich ohne Frage als Bündnispartner von
RWE. Erst vor wenigen Monaten bot Laschet Belgien ausgerechnet dreckigen
Braunkohlestrom als Ersatz für die gefährlichen Rissereaktoren in Tihange
und Doel an - und war erstaunt, dass die belgische Regierung dies dankend
ablehnte. "Wir erwarten von der NRW-Landesregierung ein schlüssiges Konzept
zum Klimaschutz, Kohleausstieg und Atomausstieg. Ministerpräsident Laschet
ist kein Privatmann und kann sich nicht einfach aus diesem Konflikt
herausziehen", ergänzte Peter Bastian vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen.

Josef Tumbrinck, Vorsitzender des NABU NRW erklärte dazu:
"Ministerpräsident Laschet hat den Einfluss, RWE zu bewegen, zumindest bis
zum Abschluss der Arbeit der Strukturkommission die Sägen ruhen zu lassen.
Nutzt er diese Möglichkeiten nicht, trägt er Mitschuld daran, wenn der
Konflikt weiter eskaliert."

Die Initiativen und Verbände planen zudem noch im Laufe des Septembers den
Protest auch vor die Geschäftszentrale von RWE in Essen zu tragen. Zudem
finden von nun an jeden Sonntag um 11.30 Uhr öffentliche "Waldspaziergänge"
als Protest gegen die drohende Rodung im Hambacher Forst statt.




Weitere Informationen:

https://www.buirerfuerbuir.de

https://hambacherforst.org

https://sofa-ms.de

https://www.bbu-online.de


Aufruf zur Mahnwache am 13.09.2018 an der Staatskanzlei
Düsseldorf 

Wir lassen uns von Herrn Laschet nicht verkohlen!

Reden statt Roden!

Gegen die Kohle- und Atompolitik der Landesregierung.

Im Schulterschluss mit der Klimaschutz-, Anti-Atom- und
Anti-Braunkohle-Bewegung rufen wir euch für den 13.09 auf, von 16 Uhr bis
18:30 Uhr zur Mahnwache vor die Staatskanzlei am Horionplatz 1, 40213
Düsseldorf zu kommen.

Uns ist wichtig, mit der Mahnwache in Düsseldorf den Protest und den
Widerstand gegen die unsinnige Kohlepolitik zu dem Ort der politischen
Verantwortlichen zu bringen. Gerade Herr Laschet, als Ministerpräsident,
handelt mit seinen Kommentaren und seiner Verweigerungshaltung zu dem
jetzigen Konflikt um den Hambacher Wald in höchstem Maße unverantwortlich.
Damit trägt er zu einer weiteren Eskalation bei. Sein öffentliches Abgeben
der Verantwortung an RWE lässt tief blicken und ist nichts anderes als eine
Bankrotterklärung der Landespolitik!

Nun eskaliert der Konflikt um die Kohle und wird bereits in die Dörfer am
Tagebau Hambach getragen. Nicht aus dem Wald heraus! Für Anschläge auf
Symbole des Braunkohleprotests, wie gelbe Kreuze, das Bündnismobil, Banner,
sowie die Beschädigung von Autos der Braunkohlekritiker, spricht eher die
Angst vor Perspektivlosigkeit. Die Menschen werden von der Politik
alleingelassen und sogar weiter verängstigt.

Dem wollen wir nicht mehr weiter tatenlos zusehen.

Wir rufen zu friedlichem und entschlossenem Protest für den Erhalt des
einzigartigen Hambacher Waldes auf und fordern:

"Kein Wegducken der Landesregierung vor RWE"

"Übernahme der politischen Verantwortung durch die Landesregierung"

"Keine weitere Kriminalisierung des legitimen Protests und Widerstands
gegen die menschenverachtende RWE-Kohlepolitik"

"Rodungsstop - Jetzt!"




Es rufen auf:


	Initiative Buirer für Buir

	Bündnis Münsterland gegen Atomanlagen

	Naturschutzbund (NABU) NRW

	Sonntagsspaziergang Hambacher Wald

	Dachverband der kritischen Aktionärinnen u. Aktionäre

	BBU ( Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz)

	Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

	AntiAtomBonn

	Initiative 3 Rosen

	IPPNW ( Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.)

	Sofa (sofortiger Atomausstieg Münster)

	Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

	BUND (Bund für Umwelt und Naturschutz) NRW



 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. September 2018 
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KOHLEALARM/468: Klimakampf und Kohlefront - fortleben und erhalten ... (Keyenberger Histories)


"Historischer Spaziergang durch Keyenberg"

Von Keyenbergern erarbeitet und organisiert

am Samstag, 8. September 2018



In den kommenden Jahren soll einer der ältesten Orte im Erkelenzer Land
endgültig von der Landkarte verschwinden. Zusammen mit vier weiteren
Dörfern soll Keyenberg vom nahenden RWE-Braunkohletagebau geschluckt
werden.

Um aufzuzeigen, welche Geschichte für immer verloren geht, bieten einige
Keyenberger allen Interessenten einen "Historischen Spaziergang". Die
Organisatoren versprechen spannende Einblicke in die Geschichte des Dorfes
von der Römer- bis in die Jetztzeit. "Schließlich war Keyenberg schon 400
Jahre vor Berlin urkundlich erwähnt. Die Anfänge liegen aber vermutlich
einige 1000 Jahre zurück", so der Keyenberger Ingo Bajerke, der die Tour
mit vorbereitet hat.

Am kommenden Samstag um 14.30 Uhr geht es in einer gemütlichen, ca.
2-stündigen Runde durch den Ort. Die Wegstrecke ist durchweg befestigt und
bewusst kurz gewählt, so dass auch bewegungseingeschränkte Menschen gut
mithalten können. An einigen Stationen werden zu historischen Gebäuden und
Orten Informationen gegeben und Fragen beantwortet.

Bereits im Juni hatten die "Keyenberger Histories", wie sich die Gruppe um
Bajerke nennt, mit einem kurzweiligen Vortrag mit alten Fotos rund um den
Ort viel Zuspruch erhalten. Jetzt geht es in die nächste Runde.

Besondere Ehre für die Keyenberger: Für den Spaziergang hat sich mit Antje
Grothus auch ein Mitglied der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung (Kohlekommission) der Bundesregierung angekündigt. Die
Kommission soll bis zum Jahresende das Szenario für den bundesdeutschen
Kohleausstieg erarbeiten. Frau Grothus wird im Anschluss an die Führung
interessierten Menschen aus der Region Rede und Antwort stehen.

Termin: Sa, 08.09.2018, 14.30- ca. 16.30 Uhr

Ort: Start und Ziel am Pfarrheim, Keyenberg, An St. Kreuz

Anschließend: Frage- und Informationsrunde mit Frau Antje Grothus, Mitglied
der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung
(Kohlekommission) bei der Bundesregierung

 * 

Quelle:

Keyenberger Histories



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 
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KOHLEALARM/467: Klimakampf und Kohlefront - das Gegenteil ist richtig ... (Fossil Free Aachen )


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Globaler Aktionstag "Rise for Climate": Kohle stoppen in Aachen und der
Region!



Am 07.09.18, dem globalen Aktionstag "Rise for Climate", wird auch in
Aachen demonstriert. Die Initiative Fossil Free Aachen veranstaltet am
Freitag ab 10 Uhr am Geldbrunnen in der Aachener Innenstadt einen Info-
und Proteststand. Die Gruppe will über die regionalen und globalen
Auswirkungen des Braunkohleabbaus informieren und die Bevölkerung für
die sich sowohl weltweit als auch vor Ort immer mehr zuspitzende
Situation sensibilisieren.

In den Flyern der Gruppe heißt es: "In Deutschland - und vor allem in
unserer Aachener Region - ist die Verbrennung von Braunkohle das
drückendste Problem. Der größte Emittent des Treibhausgases CO2 in
Europa ist das rheinische Braunkohlerevier, direkt vor unserer Haustür.
Hier verdient der Energiekonzern RWE viel Geld mit der Verbrennung des
schmutzigsten fossilen Brennstoffs, den es weltweit überhaupt gibt.
Zusätzlich zur Klimaschädigung ist die Braunkohlewirtschaft mit der
Zerstörung riesiger Landschaftsflächen, der Zwangsumsiedlung und
Zerstörung ganzer Dörfer und dem Ausstoß von Giftstoffen wie
Quecksilber, Uran, Feinstaub behaftet - ein Irrsinn, dem keinerlei
Notwendigkeit gegenübersteht. Die Stromversorgung Deutschlands würde
heute sehr gut ohne Braunkohle funktionieren und es droht auch keine
Massenentlassung von RWE-Beschäftigten. Allein durch die Ausbremsung der
Energiewende ist seit 2010 übrigens ein vielfaches der Arbeitsplätze
zerstört worden, welche die Braunkohle insgesamt noch bietet."

Fossil Free Aachen Sprecherin Lea Heuser erklärt: "RWE versucht gerade,
mit Unterstützung der Landesregierung und der Polizei im Tagebau Hambach
Tatsachen zu schaffen". Die Besetzung des Hambacher Waldes werde durch
Razzien und Polizeiaktionen ihrer Infrastruktur beraubt und die
Waldschützer*innen seien zunehmender Repression und Kriminalisierung
ausgesetzt. Derweil führe der menschengemachte Treibhauseffekt zu immer
mehr Katastrophen und der Deutsche Kohleausstieg rücke durch die
Verhandlungen der Kohlekommission endlich in greifbare Nähe. "Niemand
versteht, wieso RWE ausgerechnet jetzt weiter den Rest des absolut
schützenswerten Waldes roden will, wenn vielleicht in den nächsten
Wochen aus Berlin das Signal kommt, dass bald gar keine Kohle mehr
gefördert werden darf".

Die Initiative hat aber nicht nur Flyer und klare Botschaften im Gepäck:
Blickfang und prominentester Unterstützer der Aktion ist der
verschwINDEMANN, ein knapp zwei Meter hoher Nachbau des Aussichtsturms
Indemann am Tagebau Inden. Der originale Indemann ist ein 36 Meter hoher
 Stahlgitterturm in Form eines stilisierten Menschen auf einer
Abraumhalde in der Gemeinde Inden, Kreis Düren. Der verschwINDEMANN ist
jedoch nur auf den ersten Blick eine originalgetreue Miniversion des
Stahlkolosses. Mit abwehrend erhobener Hand bedeutet er dem
Braunkohletagebau von RWE, sofort von hier zu verschwinden. "Das über
Jahrmillionen im Boden gespeicherte CO2 in kürzester Zeit durch die
Verbrennung fossiler Energieträger in die Atmosphäre zu blasen, ist eine
der Hauptursachen des Klimawandels" erläutert Heuser. "Ein Konzern, der
mit der Zerstörung unserer Lebensgrundlage Profit macht, hat weder hier
noch sonst irgendwo etwas zu suchen - deshalb sagen wir 'Verschwinde,
RWE!'".

Der Aktionstag "Rise for Climate" wurdeweltweit von der
Klimaschutzorganisation 350.org ausgerufen. Tausende Menschen auf fünf
Kontinenten machen mit kreativen Aktionen im Rahmen der Kampagne Rise
for Climate auf die wachsenden Auswirkungen des Klimawandels aufmerksam
und fordern ein Ende des fossilen Zeitalters. "Gerade erst haben wir
durch die Hitzewelle einen Vorgeschmack von dem bekommen, was uns in den
nächsten Jahren zunehmend erwarten wird. Wir müssen sofort aufhören,
Treibhausgase zu emittieren, und selbst dann kann sich die Erderwärmung
erst in Jahrzehnten wirklich abbremsen", schildert Heuser den
alarmierenden Stand der Dinge.

In ganz Deutschland gibt es dezentrale Aktionen, die ein Ende von Kohle,
Öl und Gas fordern. Die Essener Bevölkerung gibt dem Kohlekonzern RWE
symbolisch die Aktien der Stadt zurück und verleiht so ihrer Forderung
nach dem Verkauf der städtischen RWE-Anteile Nachdruck. Der
Bürgermeister Thomas Kufen und RWE Vorstandschef Schmitz sind zu der
Aktion eingeladen und können dort Stellung beziehen. In Berlin rückt ein
NGO-Bündnis mit einer Großprojektion und weiteren Aktionen "brennende
Landschaften" wie den jüngsten Waldbrand in Fichtenwalde/Brandenburg in
den Fokus. Die Aktiven fordern von der Bundespolitik u.a. einen
Subventionsstopp für fossile Brennstoffe, Divestment von 600.000
Bundespensionen und ein Klimaschutzgesetz für eine Bürger-Energiewende
mit 100% Erneuerbaren. In Stade gehen Hunderte Menschen gegen das
örtliche Kohlekraftwerk auf die Straße und fordern den schnellen
landesweiten Kohleausstieg ein. Weitere Aktionen finden in Köln,
Münster, Paderborn, Mainz, Eisenach, Karlsruhe, Frankfurt und Erlangen
statt.

Auch viele unmittelbar vom Klimawandel und den Machenschaften der
Kohle-, Öl- und Gasindustrie betroffene Menschen nehmen am Aktionstag
teil: Pazifische Inselbewohner*innen fordern ihre lokalen Institutionen
auf, auf 100% erneuerbare Energien umzusteigen; in Thailand sind
Demonstrationen um den UN-Klimagipfel in Bangkok geplant; in Afrika
treffen sich lokale Entscheidungsträger*innen, um den Übergang zu einer
sozial gerechten und fairen Energieversorgung zu beschleunigen.

Die Gruppe Fossil Free Aachen war bis vor Kurzem unter dem Namen Divest
Aachen aktiv. Der Schwerpunkt lag darauf, die Städteregion Aachen und
andere lokale Akteur*innen vom Divestment, also einem Abzug aller
Investitionen aus den fossilen Energien zu überzeugen. In Bezug auf die
städteregion ist dies teilweise gelungen: Der Städteregionstag beschloss
auf Antrag der Grünen im Haushalt 2018, ca. ein Drittel ihrer RWE-Aktien
abzustoßen.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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MELDUNG/099: Was Sie schon immer über Trolle wissen wollten (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 07.09.2018

Was Sie schon immer über Trolle wissen wollten



Prof. Dr. Rudolf Simek von der Universität Bonn hat sich auf eine
akribische Spurensuche begeben und ein Buch über Trolle geschrieben.
Beginnend mit der nordischen Mythologie über die Sagas des Mittelalters
bis hin zur Fantasy-Literatur und den Filmen des 20. und 21. Jahrhunderts
setzt er die ursprünglichen Vorstellungen von Trollen mit den heutigen
Bildern in Relation und ermöglicht einen erkenntnisreichen Blick auf ein
vermeintlich bekanntes Wesen.

Trolle? Na klar, die kennt jeder. Sind das nicht diese nervigen
Zeitgenossen, die im Internet jede vernünftige Diskussion sabotieren und
nur darauf aus sind, größtmöglichen Schaden anzurichten? Oder diese
unheimlichen Riesen aus den Märchen, die Nutztiere und Kinder rauben? Oder
die putzigen kleinen Kobolde aus dem Wald mit vielen struppigen Haaren?
Die letztgenannte Assoziation zu Trollen hat Prof. Dr. Rudolf Simek,
Professor und Lehrstuhlinhaber für Ältere Germanistik mit Einschluss des
Nordischen an der Universität Bonn, schon immer missfallen: "Ich wollte
wissen, wo diese Verniedlichungen herkommen. Für mich ist das eine
Pervertierung des ursprünglichen skandinavischen Konzepts des Trolls."

In jüngster Zeit werden Trolle wieder als gefährlich dargestellt und das
sehr anspielungsreich und witzig wie etwa in dem norwegischen Film
"Trolljegeren" (Der Trolljäger) von 2010. Bei dem Film handelt es sich um
einen fiktionalen Dokumentationsfilm, eine sogenannte mockumentary, mit
folgendem Inhalt: Ein potenzieller Wilderer wird von angehenden jungen
Filmemachern als Trolljäger im geheimen Auftrag der norwegischen Regierung
enttarnt. Offiziell wird die Existenz von Trollen jedoch geleugnet, um die
Bevölkerung nicht zu verunsichern.

Kreativer Umgang mit Motiven aus der Volksliteratur

Der Film ist für Simek ein gelungenes Beispiel für den kreativen Umgang
mit Motiven aus der Volksliteratur. Wie hier auf Eigenschaften und
charakteristisches Handeln von Trollen zurückgegriffenen wird, arbeitet er
in seinem Buch heraus. So können Trolle zum Beispiel Christenblut riechen.
Eine Vorstellung früherer Zeit war auch, dass Trolle durch den Kontakt mit
Sonnenlicht zu Stein werden. Trolle spielen in diesem Film als sehr große
und für den Menschen gefährliche Wesen eine Rolle. Das freut den
germanistischen Mediävisten ebenfalls, denn es entspricht grob gesagt den
ersten schriftlichen Aussagen über Trolle auf frappierende Weise.

Bei seiner wissenschaftlichen Annäherung an Trolle ist Simek streng
chronologisch vorgegangen: Wann wurden die ersten Trolle erwähnt? Wie
wurden sie sprachlich eingeführt? Was sagt der jeweilige Kontext über
Aussehen, Verhalten und Lebensweise der Trolle aus? Wie werden Trollfrauen
und Trolltöchter dargestellt? Chronologisch ist das Buch daher auch
aufgebaut: Die ersten Trolle tauchen in der nordgermanischen Mythologie
auf. Sie sind wiederkehrende Gestalten in den isländischen Sagas des
Mittelalters. Auch im Spätmittelalter und in der Neuzeit sind Trolle
gegenwärtig. Im 18. und 19. Jahrhundert halten sie Einzug in Märchen und
Sagen. In Norwegen und Island werden Trolle zum Kulturgut. Simek
untersucht auch die Märchentrolle in Dänemark und Schweden sowie die
dazugehörigen Illustrationen.

Die Kinderbuchtrolle in Skandinavien und Deutschland markieren dann aus
Sicht des Wissenschaftlers eher einen Tiefpunkt in der Rezeption des
Troll-Konzepts: Weitgehend nett und harmlos, allenfalls ein wenig
tölpelhaft, aber auf jeden Fall drollig und - wohl auch aus pädagogischen
Gründen - auf die Größe von Wichteln geschrumpft, habe die überwiegende
Darstellung als typischer niedlicher Kinderbuchtroll nicht mehr viel mit
den ursprünglichen Troll-Geschichten zu tun. Tatsächlich würden Trolle
häufig mit Riesen gleichgesetzt, erklärt Simek dazu, vor allem in den
mittelalterlichen Quellen.

Er habe sich bei seinen Untersuchungen bewusst nur auf die Trolle bezogen,
die sich auch so nennen, damit der Fokus klar und eindeutig bleibe.
Sichtbarstes Zeichen für die Auswüchse der - den Bildungshintergrund
ignorierenden - Aneignung von Troll-Konzepten sind für Simek die
"norwegischen Kommerztrolle". Er fällt im Buch ein eindeutiges Urteil:
"Die norwegischen Souvenirtrolle sind nichts außer hässlich, und ob sie
wirklich, wie ja offenbar intendiert, zu einem sympathischeren oder
wenigstens interessanten Bild Norwegens in der Welt beitragen, kann
bezweifelt werden."

Differenzierter als in den Kinderbüchern seien da schon die
Troll-Darstellungen in der Literatur des 20. und 21. Jahrhunderts. Die
Bezüge im Drama "Peer Gynt" des Norwegers Hendrik Ibsen stellt Simek
ausführlich dar. Trolle gehören selbstverständlich auch zum Personal der
sich seit J.R.R. Tolkien etablierenden Fantasy-Literatur. Die größte
Überraschung war für Simek jedoch, dass der ursprüngliche, "der böse Troll"
auf die Bühne der allgemeinen Wahrnehmung zurückgekehrt ist. Sei es im Film
oder im Internet oder in der Wirtschaftskriminalität als Patenttroll. Man
hat es geahnt und fühlt sich nach Simeks Buch bestätigt: Trolle sind
überall.


Originalpublikation:

Rudolf Simek: Trolle - Ihre Geschichte von der nordischen Mythologie bis
zum Internet, Böhlau-Verlag, 256 S., 30 Euro

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 07.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUMIA/907: Die wahre Überparteilichkeit (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 921

Die wahre Überparteilichkeit

Von Mumia Abu-Jamal, September 2018



Gegenwärtig wird in vielen öffentlichen Diskursen der USA der Ruf nach
»Überparteilichkeit« laut. So auch bei den beiden staatstragenden
politischen Fraktionen des Landes, der Republikanischen und der
Demokratischen Partei, die ihre Zusammenarbeit auch so begreifen, dass sie
gemeinsam »Dinge anpacken und abhaken«. Bei der Forderung nach
Überparteilichkeit tun sich vor allem die Eliten der Konzernmedien und
intellektuelle Kreise hervor, die einen »Mangel an Anstand« in der heutigen
Politik der USA beklagen. Wie zeigt sich das in der Realität? In einem
flehentlichen Appell, Politiker mögen sich doch bitte bitte »besser
benehmen«. Dahinter steckt die Erwartung, die Parteien mögen sich zugunsten
ihrer Geldgeber und Spender zusammenschließen, um ihnen immer mehr vom
Reichtum der Nation zuzuschanzen. Letztendlich bedeutet das eine
Verschärfung des Krieges gegen Arme, Besitzlose, Immigranten und alle
Unterdrückten.

Die reichen Eliten haben es seit jeher geliebt, wenn sich das gemeine Volk
uneins war und man es durch Nebensächlichkeiten spalten konnte.
Unterschiede wie die Zugehörigkeit zu verschiedenen Ethnien, Alters- und
Sprachgruppen sowie die Stellung innerhalb der Gesellschaft wurden immer
schon dazu ausgenutzt, Arbeiterinnen und Arbeiter aufzuhetzen, damit sie
sich gegenseitig an die Kehle gehen. Wenn die Herrschenden die Angst der
Unterdrückten voreinander schüren, geht es ihnen um nichts anderes als die
Sicherung ihrer Klassenüberlegenheit.

Genau das ist auch die Lektion, die uns der heutige »Trumpismus« erteilt.
Doch dafür steht US-Präsident Donald Trump nicht allein. Wer Trumps Politik
ablehnt, weil er mit rassistischer Angstmacherei Propaganda für den Bau
einer Mauer entlang der Grenze zu Mexiko betreibt, sollte an einen Artikel
der Daily News vom 23. April 2006 erinnert werden. Darin zitierte die New
Yorker Tageszeitung die damalige US-Senatorin Hillary Clinton, die mit
Bezug auf die mexikanische Grenze erklärte: »Wir brauchen eine Mauer!«

Das zeigt: Der Krieg gegen Migranten und Geflüchtete wird überparteilich
geführt. Denn beide Fraktionen des Zweiparteiensystems der USA schüren
gleichermaßen die Angst vor Migranten, um Wähler auf ihre Seite zu ziehen.
Ihre »überparteiliche« Politik hat uns das Nordamerikanische
Freihandelsabkommen NAFTA von 1994 eingebracht, die Gesetzesverschärfung
des »Antiterrorism and Effective Death Penalty Act« (AEDPA) von 1996 und
zuvor schon das Gesetz zur Verhinderung der Zuwanderung chinesischer
Migranten von 1882, genannt »Chinese Exclusion Act« - und viele solche
Abkommen und Gesetze mehr. Die eingeforderte »Überparteilichkeit« steht
also in der Konsequenz für nackte Repression und Unterdrückung, die uns von
den politischen Schakalen der Machtelite mit einem strahlenden Lächeln
verkauft werden.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 204 vom 3. September 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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PREIS/071: Pro Asyl verleiht Menschenrechtspreis 2018 an das Ungarische Helsinki Komitee (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. September 2018

Solidarität mit der Zivilgesellschaft in Ungarn

PRO ASYL verleiht Menschenrechtspreis 2018 an das Ungarische Helsinki
Komitee (HHC)



Vor rund 180 Teilnehmenden zeichnete die Stiftung PRO ASYL die Vorsitzenden
des Ungarischen Helsinki Komitees (HHC) Márta Pardavi und András Kádár mit
ihrem Menschenrechtspreis 2018, der PRO ASYL-Hand, aus. Das Ungarische
Helsinki Komitee (HHC) ist eine der wichtigsten Bürgerrechtsorganisationen,
die sich in Ungarn für Flüchtlings- und Menschenrechte sowie für
rechtsstaatliche Strukturen einsetzen.

Die Preisverleihung erhält vor der unmittelbar bevorstehenden
Grundsatzdebatte im Europäischen Parlament (EP) über die Einhaltung
europäischer Grundwerte in Ungarn eine besondere Aktualität. Am 11. und 12.
September wird sich das EP erstmals intensiv damit befassen, ob gegen
Ungarn ein Rechtsverfahren nach Artikel 7 EU-Vertrag eröffnet wird. Das
Verfahren wird auch die »nukleare Option« genannt; am Ende kann dem
Vertreter des betroffenen Mitgliedstaats seine Stimme im Rat entzogen
werden.

Die Preisträgerin Márta Pardavi appellierte an das Europäische Parlament:
»Dies ist eine der letzten Gelegenheiten, ein klares Signal zu setzen, dass
die Europäische Union ihre Werte verteidigt. Wir befinden uns in Ungarn in
einer Situation, in der die Rechtsstaatlichkeit endet und die willkürliche
Herrschaft beginnt. Stimmen Sie am 12. September mit ?Ja?.«

»In Ungarn politisiert die Regierung die Arbeit des Verfassungsgerichts,
beschränkt seine Befugnisse, untergräbt zunehmend die Unabhängigkeit von
Justiz und Presse. Mit restriktiven Gesetzespaketen wird der Raum für
zivilgesellschaftlichen Aktivismus eingeschränkt, das gesellschaftliche
Klima angegriffen«, stellte die Beauftragte der Bundesregierung für
Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe, Dr. Bärbel Kofler fest. In
einem solch gesellschaftlich vergiftetem Klima »unaufhörlich für die Rechte
von Flüchtlingen und den Erhalt von Rechtsstaatlichkeit einzustehen,
verdient den allergrößten Respekt«, sagte die Laudatorin.

Trotz der zunehmenden Bedrohung und den Kriminalisierungsversuchen zeigt
das Ungarische Helsinki Komitee der Orbán-Regierung weiterhin die Stirn,
zuletzt mit Eilanträgen an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR), mit denen es die Essensversorgung für Schutzsuchende in
Transitzentren erstritten hat. Ungarische Behörden hatten Asylsuchenden in
den Transitzentren an der Grenze zu Serbien das Essen verweigert.

PRO ASYL-Vorsitzender Andreas Lipsch rief das EU-Parlament auf, dem
ungarischen Staatschef die Grenzen aufzuzeigen. »Wer systematisch Europas
Grund- und Menschenrechte missachtet hat, sogar die Opposition
einschüchtern lässt, dem muss dass Stimmrecht in der EU entzogen werden.
Der bisherige Schmusekurs der EU gefährdet die gesamte Wertegemeinschaft«,
sagte Lipsch.



Hintergrund: Die Arbeit des HHC wurde im letzten Jahr bereits durch die
ungarischen Behörden massiv erschwert - Menschenrechtsorganisationen werden
unter Orbán zunehmend kriminalisiert. Durch das am 20. Juni verabschiedete
»Stop Soros«-Gesetzespaket beispielsweise sind zivilgesellschaftliche
Flüchtlingsorganisationen, die »vollkommen legitime Arbeit« leisten, mit
Gefängnisstrafen von bis zu einem Jahr bedroht. Diffamierungskampagnen und
Verschwörungstheorien tun ihr Übriges, um auch den sozialen Zusammenhalt
erodieren zu lassen. Trotzdem unterstützt das Ungarische Helsinki Komitee
Asylsuchende und Flüchtlinge weiter konsequent bei der Durchsetzung ihrer
fundamentalen Rechte.

Der mit 5.000 dotierte Menschenrechtspreis der Stiftung PRO ASYL wird seit
2006 jährlich in Frankfurt am Main vergeben. Mit ihm werden
Persönlichkeiten geehrt, die sich in herausragender Weise für die Achtung
der Menschenrechte und den Schutz von Flüchtlingen einsetzen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. September 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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AUSSICHTEN/8392: Und morgen, den 10. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.09.2018 bis zum 11.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8392 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Abgekühlt, vereinzelt Schauer,

die Sonne blinzelt ab und zu,

Jean liegt deshalb auf der Lauer

und findet heute keine Ruh'.
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FORSCHUNG/136: Wie gut sind Lokalzeitungen? (idw)


Universität Trier - 07.09.2018

Wie gut sind Lokalzeitungen?

Forscher der Universität Trier legen Ergebnisse der größten jemals
durchgeführten Studie zu deutschen Lokalteilen vor



Gemeckert wird viel und gerne über Lokalzeitungen: Ein Bericht über den
Kaninchenzüchterverein reiht sich an den nächsten, Berichterstattung über
die Lokalpolitik ist einseitig und die Zeitungen werden eh immer dünner
und inhaltsloser. Die Ergebnisse einer Forschergruppe der Universität
Trier decken nun auf, wie es um die Qualität unserer Lokalzeitungen steht.
Ein Ergebnis vorweg: Auch wenn die Unterschiede zwischen den Blättern groß
sind, den Vorwurf von mangelnder Unabhängigkeit muss sich keine Zeitung
gefallen lassen.

"Lokalzeitungen schreiben über das, was jeden von uns im Alltag betrifft -
egal ob es um die neue Abfallordnung der Stadt geht oder ein großes Fest
in der Gemeinde", sagt Anna-Lena Wagner, Mitarbeiterin des Projekts
"Lokaljournalismus in Deutschland" an der Universität Trier. Das sei für
die Forscher einer der Gründe gewesen, dem Lokaljournalismus auf den Zahn
zu fühlen.

Das Team rund um den im vergangenen Jahr verstorbenen Medienprofessor Dr.
Klaus Arnold war das erste, das sich nach langer Zeit wieder intensiv der
Erforschung des Lokaljournalismus in Deutschland gewidmet hat. Insgesamt
103 Lokalzeitungen sowie dazugehörige Internetauftritte mit über 18.000
Artikeln haben Arnold, Wagner und 18 studentische Hilfskräfte untersucht.

Dabei stießen die Wissenschaftler auch auf Kurioses: "Eine Lokalzeitung in
einem kleineren Ort hat beinahe über jede Hochzeit und Familienfeier
berichtet", erzählt Anna-Lena Wagner. Tatsächlich sind die
Qualitätsunterschiede zwischen Lokalzeitungen in ländlicheren Gemeinden
und Metropolenzeitungen teils enorm - in beide Richtungen. Während
Lokaljournalisten in Städten anders als ihre Kollegen auf dem Land oft
bundes- und weltpolitische Themen auf die lokale Ebene herunterbrechen und
über Kontroversen berichten, bieten sie den Lesern weniger 
Service-Inhalte.

Unabhängig von Stadt und Land ist die Tatsache, dass einige Redaktionen
häufiger unausgewogene Artikel schreiben. So erwähnen sie bei kritischen
Themen nur die Meinungen einer Seite. Manche der Lokaljournalisten lassen
sich auch vor den Werbe-Karren spannen und berichten überwiegend positiv
beispielsweise über die Eröffnung eines neuen Restaurants.

"Eines der größten Qualitätsprobleme ist aber, dass die allermeisten
Lokalzeitungen den Lesern kaum Möglichkeiten zur Partizipation geben.
Leserbriefe besitzen keinen hohen Stellenwert. Nur sehr wenige Zeitungen
laden ihre Leser zu Diskussionsrunden oder Ähnlichem ein."

Aber auch Gutes können die Wissenschaftler der Universität Trier über
Lokalzeitungen berichten: Den von Pegida und ähnlichen Gruppierungen gerne
verwendeten Vorwurf der "Lügenpresse" stehen die Ergebnisse der Studie
entgegen: "Zu wenig unabhängige Berichterstattung lässt sich dem
Lokaljournalismus insgesamt nicht vorwerfen." Auch mit der Vielfalt der
behandelten Themen können Lokalzeitungen punkten - die Zeitungen bestehen
also nicht nur aus Artikeln über Kaninchenzüchtervereine.

Dennoch, was kann man meckernden Kritikern des Lokaljournalismus sagen?
"Tatsächlich haben viele Leser nicht die Möglichkeit, auf eine qualitativ
bessere Zeitung umzusteigen, weil es in ihrer Region nur noch eine gibt",
sagt Anna-Lena Wagner, "ich kann nur dazu ermuntern, dass man als Leser
auf die Zeitungen zugeht und beispielsweise Leserbriefe schreibt. Auch
online gibt es ja mittlerweile Möglichkeiten, mit den Journalisten in
Dialog zu treten."

Die Ergebnisse des DFG-geförderten Forschungsprojekts wurden in der
Fachzeitschrift Publizistik 2/2018 unter dem Titel "Die Leistungen des
Lokaljournalismus" veröffentlicht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 07.09.2018
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REZENSION/039: "Äquator - Die Linie des Lebens" - TV-Dokumentationsreihe (SB)






Je bedrohter die natürliche Lebenswelt, desto zahlreicher und bemühter die
Versuche, sie zumindest in Bild und Ton vor ihrem Niedergang zu bewahren. Die
Zahl der insbesondere im öffentlich-rechtlichen Rundfunk ausgestrahlten
Dokumentationen über Naturmonumente und -landschaften hat in den letzten Jahren
stark zugenommen, und kein Aspekt wie regionale Ernährungsweisen, exotische
Tiere, lebensgeschichtliche Erkenntnisse, besonders alte Bäume oder die menschliche
Kultivierung der Natur in Form von Gärten und Parks erscheint zu unbedeutend,
als daß ihm nicht meist mehrere Folgen umfassende Filmprojekte gewidmet
werden. Mit dem Wissen um die Vergänglichkeit der natürlichen Lebenssysteme
greift fast so etwas wie eine Last-Minute-Hektik um sich, die im besten Fall
das Bewußtsein der Notwendigkeit steigert, entschiedene Maßnahmen zum Erhalt
bedrohten Lebens treffen zu müssen.

Der Kultursender Arte leistet auch auf diesem Gebiet Herausragendes, wie die
zahlreichen geographischen und lebensweltlichen Formate belegen, an deren
Produktion der deutsch-französische Kanal beteiligt war. Mit der für den 22. 
September 2018 vorgesehenen Ausstrahlung der zwölfteiligen TV-Dokumentation
"Äquator - Die Linie des Lebens" wird ein von der inhaltlichen Konzeption wie
filmischen Ausführung besonders ambitioniertes Projekt vorgestellt. Das Datum
ist nicht zufällig gewählt, sondern geht konform mit dem inhaltlichen Anspruch,
eine Bestandsaufnahme der Welt am Äquator zu liefern, die zum Zeitpunkt der
Tagundnachtgleiche einen Moment des Innehaltens evoziert, als könne man die Welt
einmal kurz anhalten, um ihren Status quo Revue passieren zu lassen. 

An diesen astronomischen Schnittpunkten, an denen die Sonne zweimal im Jahr direkt
über der geographischen Breite Null Grad steht und mit dieser auch Äquinoktium
genannten Position jeweils Frühling- und Herbstbeginn auf der Nord- und
Südhalbkugel markiert, werfen ihre Strahlen bei senkrecht nach oben stehenden
Gegenständen und Lebewesen praktisch keinen Schatten. Es ist eine Konstellation
im Getriebe der Planetenlaufbahnen und Sonnenstellung, die den Menschen seit
jeher ihre Einbettung in kosmische Zusammenhänge bewußt gemacht und neben den
traditionellen Feiern zur Sommer- und Wintersonnenwende eigene Formen rituellen
Brauchtums hervorgebracht hat. 

Die vom Arte-Koordinator im ZDF, Wolfgang Bergmann, erdachte Konzeption wurde
2017 zwischen der Tagundnachtgleiche im Frühjahr und im Herbst von mehreren
Filmteams realisiert. Sie reisten überall auf der Welt in die
Äquatorialregionen, nicht nur, um den Stand der ökologischen und sozialen
Entwicklung zu dokumentieren, sondern auch um die Frage zu beantworten, ob es
sich beim Äquator nur um ein Konstrukt der Kartographen und Navigatoren handelt,
oder ob diesem geometrischen Kondensat der Vermessung der Welt darüber hinaus
Bedeutung zukommt. "Aber die vielleicht überraschendste Erkenntnis für uns
alle", so Bergmann, "war, dass es den Äquator wirklich gibt - im Bewusstsein
seiner Bewohnerinnen und Bewohner und als Leitlinie des Lebens, das auch in
seiner Bedrohtheit die paradiesische Herkunft nicht verleugnet".

Es liegt nahe, daß eine so aufwendige und ehrgeizige TV-Produktion vielen
ZuschauerInnen gerecht werden will und ihrem ideellen Gehalt daher viel Raum
zugestanden wird. Zugleich kann keine seriöse Fernsehdokumentation, die sich
einer bestimmten Region der Erde widmet, in Zeiten des Klimawandels und der
Biodiversitätskrise davon unbeeinträchtigt an Bilder von Naturparadiesen
anknüpfen, die die Schönheit ihres Lebens in organischer Perfektion
inszenierten. Zweifellos kommt es auf die Mischung an, und man darf gespannt
sein, inwiefern diese Koproduktion verschiedener TV-Akteure etwa bei Berichten
über aussterbende Tiere oder die Bedrohung von Inselstaaten durch den
ansteigenden Meereswasserspiegel der Notwendigkeit Rechnung trägt, das Ergreifen
entschiedener Maßnahmen gegen die weitere Emission von Treibhausgasen und
Vorkehrungen zum Schutz bedrohter Arten mit gebotener Dringlichkeit zu
vermitteln. In Ländern wie Deutschland, die weit weniger vom Klimawandel
betroffen sind als die 14 Äquatorialstaaten, die die Filmteams bei den Aufnahmen
zu dieser Dokumentation bereist haben, dafür jedoch durch ihren industriellen
Entwicklungsstand und die vorherrschenden Konsumgewohnheiten weit mehr
Verantwortung für die weltweite Krise des Lebens tragen, sollte dies für ein so
privilegiertes Medium wie den öffentlich-rechtlichen Rundfunk selbstverständlich
sein.

Was die im Zenit des Himmels stehende Sonne auch nicht dem Schatten entreißt,
sind die entwicklungs- und machtpolitischen Zusammenhänge, die bis zum heutigen
Tag ein steiles Nord-Süd-Gefälle hervorbringen. Die Unterschiede in den
Produktivitätsniveaus wie den dadurch bedingten sozialen und ökonomischen
Parametern sind so groß, daß jeder, der diesen Abhang außerhalb touristischer
Passagen, handelspolitischer Transferrouten und diplomatischer Kanäle zu
überwinden versucht, Gefahr läuft, schon bei kleinen Fehltritten abzustürzen. So
ist die Bedeutung des Äquators als Trennscheide zwischen den nach europäischen
Staats- und Rechtsformen geordneten Verhältnissen auf der Nordhalbkugel und dem,
in großer Übereinstimmung unter ansonsten verfeindeten Kolonialmächten, zur
freizügigen Ausbeutung deklarierten "Niemandsland" der südlichen Hemisphäre für
seine Kulturgeschichte bis heute zentral.

Nach wie vor prägen Ordnungsvorstellungen von einer formellen Gleichheit der
Staaten, deren reale Ungleichheit kaum größer sein könnte, das Weltbild vieler
Menschen. Wurde in früheren Jahrhunderten, als insbesondere die europäischen
Seemächte den Äquator praktisch mit der Grenze der Zivilisation gleichsetzten,
jenseits derer Terra nullius zu vielversprechenden Beutezügen einlud, als der
sprichwörtliche Dispens, daß es südlich vom Äquator keine Sünde gebe, auch von
den in christlicher Mission in die Welt der "Wilden" eindringenden Klerikern
abgesegnet wurde, der Eurozentrismus mit Strömen indigenen Blutes geheiligt, so
unterscheiden sich die Überlebenschancen zwischen westeuropäischen
Metropolengesellschaften und dem Globalen Süden bis heute erheblich.

Zweifellos ließen sich Geschichte und Gegenwart der Äquatorialregionen in
mehrerlei Hinsicht in ein weit düstereres Licht tauchen, als es bei dieser dem
Sujet gemäß lichtdurchstrahlten TV-Dokumentation voraussichtlich der Fall sein
wird. So werden die desaströsen Folgen klimatischer Großereignisse wie der
azyklischen Wetterveränderungen namens El Niño im äquatorialen Pazifik meist als
Naturkatastrophen bezeichnet. Mike Davis hat in seinem Klassiker "Die Geburt der
Dritten Welt" hingegen nachgewiesen, daß die in der Folge El Niños auftretenden
Nahrungsmittelkrisen allemal menschengemacht sind, was ihn auch von einer
"Politischen Ökologie des Hungers" sprechen läßt.

So könnte diese außergewöhnliche Dokumentationsreihe auch dazu anregen,
den Dingen auf eine Weise auf den Grund zu gehen, die die programmatisch
angelegten Gleichgewichtsvorstellungen und Symmetrieachsen mit den real
existierenden Widersprüchen globalpolitischer Hemisphärenlogik konterkariert. In
jedem Fall dürften die in hochauflösendem HD präsentierten Fernsehbilder das
Ziel, Unterhaltung und Information in ästhetisch überzeugender Aufbereitung
genießen zu können, erfüllen. Für die eigens dazu produzierte, vier Folgen von
je 15 Minuten umfassende VR-Serie dürfte dies erst recht gelten, allerdings
bedarf es zu diesem Erlebnis entsprechender Apps oder Headsets.

Äquator - Die Linie des Lebens

 
Dokumentationsreihe in 12 Folgen von jeweils ca. 52 Minuten Dauer
 
Deutschland/Kanada, 2018
 
Produziert von: ZDF/ARTE, ZDF Enterprises, NHK, Discovery Channel Canada, SPIEGEL TV, PRIMITIVE ENTERTAINMENT
 
Erstausstrahlung am Samstag, 22. September 2018, 8.35 Uhr bis 19.10 Uhr
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8820: Aus aller Welt - 09.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Salvini plädiert für starkes rechtes Bündnis im Europaparlament

Italiens Innenminister Matteo Salvini sprach sich acht Monate vor der
Europawahl für eine rechte Allianz in Europa aus. Er arbeite dafür,
daß ein solches Bündnis größte Fraktion im Europaparlament werde,
sagte der Chef der fremdenfeindlichen Lega-Partei am Vortag in
Cernobbio am Comer See in Norditalien. Die Staatsanwaltschaft Palermo
ermittelt seit einigen Tagen gegen Salvini wegen des Verdachts auf
erschwerte Freiheitsberaubung. Dem Minister wird vorgeworfen, 177 aus
Seenot gerettete Flüchtlinge Mitte August gesetzeswidrig auf einem
Schiff der italienischen Küstenwache festgehalten zu haben. Salvini
nannte die Ermittlungen gegen ihn eine Schande.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8820: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



48jähriger durch Tritte gegen den Kopf schwer verletzt

In der Nürnberger Innenstadt haben Unbekannte einen 48 Jahre alten
Mann durch Schläge und massive Tritte gegen den Kopf schwer verletzt.
Als Zeugen dem Opfer zu Hilfe eilten, flüchteten die drei Täter. Eine
Fahndung blieb erfolglos. Zu den Hintergründen der Tat konnte die
Polizei noch keine Angaben machen. Die Mordkommission der
Kriminalpolizei Nürnberg übernahm die weiteren Ermittlungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8817: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Russische und syrische Luftstreitkräfte starten Angriffe auf Idlib

Russische und syrische Kampfflugzeuge und Kampfhubschrauber haben am
Wochenende massive Luftangriffe auf Stellungen der Rebellen in Idlib
und in der Nachbarprovinz Hama geflogen. Die in Großbritannien
ansässige oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte sprach von 150 Bombardements. Ob es sich dabei schon
um den Auftakt der erwarteten Großoffensive auf die Rebellenhochburg
Idlib handelt, ist unklar. Die syrische Armee hat am Rande der
Provinz eine große Zahl von Truppen zusammengezogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8819: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Debatte um Maaßen - FDP fordert Statement von Merkel

Der Druck auf Inlandsgeheimdienstchef Hans-Georg Maaßen wächst
weiter. Nun hat auch die FDP Maaßen wegen seiner umstrittenen
Äußerung zu den Vorfällen in Chemnitz kritisiert und von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) eine Erklärung gefordert. Die
Kanzlerin müsse klarstellen, ob die Bundesregierung dem Präsidenten
des Bundesamtes für Verfassungsschutz noch vertraut, sagte der
innenpolitische Sprecher der FDP, Konstantin Kuhle, in einem Gespräch
mit dem Handelsblatt. Maaßen hatte am Freitag die Echtheit eines
Videos von einer möglichen Hetzjagd gegen Migranten angezweifelt,
ohne seine Einschätzung zu begründen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8818: Tragisches und Kurioses - 09.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Müllsammelaktion im Pazifik gestartet

Nach monatelanger Vorbereitung nahm ein Schiff des Projekts The Ocean
Cleanup am Wochenende in der Bucht von San Francisco Kurs auf das
offene Meer. Das Schiff zieht einen 600 Meter langen Schwimmkörper
hinter sich her, an dessen Unterseite ein drei Meter langes Netz
hängt. Mit diesem Vorhang sollen nach Angaben des Erfinders Boyan
Slat aus den Niederlanden die Ozeane von Plastik befreit werden. Zwei
Wochen lang wird die Konstruktion vor der kalifornischen Küste
getestet. Anschließend fährt das Schiff in den Nordpazifik zum
sogenannten Großen Pazifischen Müllwirbel, einer riesigen Ansammlung
von schwimmendem Plastikmüll. Läuft alles glatt, sollen längerfristig
60 solcher Säuberungssysteme auf den Weltmeeren eingesetzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7903: Aus Forschung und Technik - 09.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zweites eckiges Strömungsmuster über dem Saturnpol entdeckt

Astronomen haben in den Daten des Infrarot-Spektrometers CIRS der
Cassini-Sonde einen weiteren rätselhaften sechseckigen Wolkenwirbel
über dem Nordpol des Ringplaneten Saturn entdeckt. Wie Leigh Fletcher
von der University of Leicester und seine Kollegen im Fachjournal
Nature Communications berichten, befindet sich das Strömungs-Hexagon
Hunderte Kilometer über dem bereits bekannten großen Wolken-Sechseck,
das Anfang der 1980er Jahre von der Voyager-Sonde fotografiert wurde.
Die Beobachtung widerspricht atmosphärischen Modellen, wonach sich
Wellen wie jene des großen Hexagons eigentlich nicht nach oben
fortsetzen und auf ihren Ausgangshöhen verharren sollten. Weil es
nach dem Ende der Cassini-Mission im September 2017 keine Raumsonde
mehr im Saturnsystem gibt, wollen die Forscher die Sturm-Hexagone mit
dem Hubble-Weltraumteleskop weiter beobachten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7915: Aus aller Welt - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Washington stellt Unterstützung von Hospitälern in Ostjerusalem ein

Die US-Regierung hat die finanzielle Unterstützung von sechs
Hospitälern in Ostjerusalem in Höhe von 25 Millionen Dollar
eingestellt. Das meldete der öffentlich-rechtliche amerikanische
Radiosender NPR unter Berufung auf das Statedepartment. In den
Krankenhäusern werden auch Patienten aus dem Gazastreifen behandelt,
da das Gesundheitssystem in der Enklave ungenügend ist. Zuvor hatte
die Regierung ihre Zahlungen an das UN-Palästinenserhilfswerk UNRWA
eingestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7875: Medizin und Gesundheitswesen - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Versorgungsdefizit in der Pflege nimmt weiter zu

Während die Politik verschiedene Konzepte ankündigt, mit denen sie
der Pflegekatastrophe in Deutschland beikommen will, wird der
Versorgungsmangel immer größer. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, ist die Zahl der examinierten Altenpfleger zwar zwischen
2013 und 2017 von 260.400 auf 308.550 gestiegen, und auch die Zahl
der Altenpflegehelfer wuchs von 204.600 auf 252.450 an. Doch kann das
nicht mit dem Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen Schritt halten.
In der Folge ist die Situation hierzulande inzwischen so fatal, daß
sowohl stationäre Pflegeeinrichtungen als auch ambulante
Pflegedienste Anfragen von Pflegebedürftigen ablehnen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7903: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Kairoer Gericht schließt Massenprozeß mit 75 Todesurteilen ab

Ein Gericht in Kairo hat am Samstag erneut Todesurteile gegen 75
Personen verhängt, die vor fünf Jahren an einem Sitzstreik von
Anhängern des 2013 vom Militär gestürzten Präsidenten Mursi beteiligt
gewesen sein sollen. 46 weitere Personen wurden zu lebenslanger Haft
verurteilt, unter ihnen der Vorsitzende der Muslimbruderschaft,
Mohammed Badie. Neben Mursis Sohn Osama wurden 21 Angeklagte zu zehn
Jahren Gefängnis verurteilt. Gegen alle Urteile kann Berufung
eingelegt werden.

Die Muslimbruderschaft, der auch Mursi vor seiner Wahl zum
Präsidenten angehörte, ist inzwischen in Ägypten verboten. In dem
Massenprozeß standen insgesamt weit über 700 Menschen wegen
verschiedener Vorwürfe unter Anklage. Mit den jüngsten Urteilen
endeten die Verfahren. Amnesty International bezeichnete die
Strafverfahren als grob unfair und als Verstoß gegen die
Landesverfassung.

Bei der Auflösung des damaligen Sitzstreiks in Kairos Vorort Nasr
City hatten ägyptische Sicherheitskräfte mindestens 600 Menschen
getötet. Vor wenigen Monaten gewährte das Parlament den Militärs
Immunität im Zusammenhang mit Tötungen und Verbrechen, die zwischen
Juli 2013 und Januar 2016 verübt wurden. Human Rights Watch sprach im
Zusammenhang mit dem Tod von mindestens 817 Menschen von mutmaßlichen
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Offiziellen Angaben zufolge
wurden damals auch acht Polizisten getötet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7827: Sprache, Kunst und Medium - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Ehrung sprengt Mecklenburger Gruppe von Bodendenkmalpflegern

Anfang des Jahres war die Nachricht über den größten bisher gefundenen
Silberschatz aus der Wikingerzeit durch die Presse gegangen, der auf
Rügen von ehrenamtlichen Bodenarchäologen gefunden wurde.

Hauptsächlich war die achtköpfige Gruppe auf einem Acker bei Schaprode
auf Münzen, zerhackte Münzen und Schmuckstücke gestoßen, die aus der
Zeit des Dänenkönigs Blauzahn im 10. Jahrhundert stammten.

Die Beteiligten waren natürlich stolz auf ihren Fund, aber der Schatz
war für die Gruppe dennoch eher ein Nebenprodukt ihrer Beschäftigung
als Bodenarchäologen. Das schien die Presse jedoch wenig zu
interessieren. Sie konzentrierte sich vielmehr auf einen
Dreizehnjährigen, der bei der Suche mit einem Metalldetektor auf das
erste Silberstück gestoßen war, das er sogar für ein Aluminiumstück
gehalten hatte, wie NDR1 Radio MV berichtete.

Im Gespräch mit dem Sender bedauerte der Sprecher der Gruppe, Michael
Parchow, die Entscheidung, daß die Bodendenkmalpfleger-Gruppe, die
zuvor nicht einmal für den Landesdenkmalpreis nominiert war, lediglich
aufgrund des Münzschatzfundes geehrt werden sollte. Die inzwischen
kleiner gewordene Gruppe lehnte die Auszeichnung wegen der aus ihrer
Sicht falschen Gewichtung ihres Engagements ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7893: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Iranischer Angriff auf PDKI-Gebäude im nordirakischen Koya

In der nordirakischen Stadt Koya sind am Samstag das Gebäude der
Demokratischen Partei des iranischen Kurdistans (PDKI) und ein
angrenzendes Flüchtlingslager mit Raketen oder Drohnen angegriffen
worden. Unter anderem kurdische Medien berichteten anschließend von
mindestens elf Toten und 50 Verwundeten. In dem Gebäude hatte eine
Parteiversammlung stattgefunden. Am Sonntag übernahmen die zu den
iranischen Streitkräften gehörenden Revolutionsgarden (IRGC) die
Verantwortung für die Angriffe, wie die iranische Nachrichtenagentur
Isna meldete. Demnach wurden sieben Kurzstreckenraketen auf die
Ausbildungsstätte von Terroristen abgefeuert. In dem Gebäude sollen
Sabotageoperationen im Iran geplant worden sein. Der Angriff wurde
als Vergeltung für kurdische Angriffe in den iranischen
Grenzprovinzen in den zurückliegenden Monaten bezeichnet. Das
Außenministerium in Bagdad verurteilte die Attacke als Verletzung der
territorialen Integrität des Iraks.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7907: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Wegen Bundeszuschuß zu Renten sollen Steuern nicht erhöht werden

Die Bundeszuschüsse für stabile Renten werden die Steuerzahler nicht
zusätzlich belasten. Das versicherte Bundesfinanzminister Olaf Scholz
in der Welt am Sonntag. Der SPD-Politiker rechnet mit einem gegenüber
heute um 30 Milliarden Euro höheren Rentenzuschuß im Jahr 2030. Der
genaue Betrag hängt unter anderem vom Beschäftigungsniveau ab. Zur
Zeit zahlt der Bund rund 94 Milliarden Euro in die Rentenkasse.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7877: Tragisches und Kurioses - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Fataler Fehlgriff - Dynamitstange für Kerze gehalten

Weil eine Frau im US-Bundesstaat Connecticut auf der Suche nach einer
Kerze im Dunklen die Lunte einer Dynamitstange anzündete, trug sie
schwere Verletzungen davon.

Bei stürmischem Wetter war es in der Hafenstadt Bridgeport zu einem
längeren Stromausfall gekommen. Weil sie weder eine Taschenlampe noch
Kerzen im Haus hatte, wollte die Frau zunächst im nächsten Baumarkt 
eine Notbeleuchtung besorgen, mußte aber feststellen, daß alle 
Geschäfte geschlossen waren.

Nach ihrer Rückkehr durchsuchte die Mutter zweier Kinder den Keller
und stieß vermeintlich auf zwei Kerzen. Doch als sie im Dunkeln eine
davon anzündete, stellte sich ihr fataler Irrtum heraus; es handelte
sich um eine Dynamitstange, die noch in ihrer Hand explodierte. Die
Frau trug schwere Gesichts- und Handverletzungen davon. Möglicherweise
verliert sie mehrere Finger.

Wie der Sender CBS laut Spiegel Online berichtete, hatte der
Vorbesitzer des Hauses offenbar Dynamitstangen zurückgelassen. Nach
Angaben der Feuerwehr ist es in Connecticut verboten, Explosivstoffe
zu Hause aufzubewahren. Die Frau werde aber nicht belangt, weil sie
von dem Dynamit nichts gewußt hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7904: Arbeit, Soziales und Familie - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestkundgebung gegen geplantes Polizeigesetz von Niedersachsen

An einer Protestdemonstration gegen das Niedersächsische
Polizeigesetz am Samstagmittag in Hannover beteiligten sich nach
Angaben der Veranstalter rund 13.000 Menschen. Zu der Kundgebung
hatten über 120 Gruppierungen und Organisationen aufgerufen. An dem
Protestmarsch nahmen auch rund 1000 Mitglieder von Ultragruppierungen
ansonsten rivalisierender niedersächsischer Fußballvereine teil. Das
geplante Polizeigesetz der Landesregierung (CDU und SPD) sieht unter
anderem eine Präventionshaft von 74 Tagen für sogenannte Gefährder
oder wahlweise das Anlegen elektronischer Fußfesseln vor. Auch sollen
die Strafverfolgungsbehörden heimlich Schadsoftware auf Computer
verdächtigter Personen aufspielen dürfen. Im öffentlichen Raum sollen
Überwachungskameras installiert werden können, wo wiederholt
Straftaten begangen wurden. Niedersächsische Polizeibeamte sollen mit
Körperkameras ausgestattet werden. Eine zentrale Protestkundgebung
gegen derartigen Polizeigesetze ist für den 13. Oktober in Berlin
geplant. Zuvor wird es eine weitere Demonstration in Hannover geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7886: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



USA behindern Klimarunde

Bekanntlich hatte US-Präsident Donald Trump für 2020 den Ausstieg
seines Landes aus dem Pariser Klimaschutzabkommen angekündigt.
Trotzdem nehmen Vertreter der USA weiter an allen Klimaverhandlungen
teil… um die Interessen der USA zu schützen. Bei der gerade
zu Ende gehenden Klimarunde in Bangkok haben jetzt Teilnehmer und
Aktivisten den USA afp zufolge eine massive Behinderung der
Verhandlungen vorgeworfen. So sollen die USA bei der Frage, wie die
Mittel im Kampf gegen den weltweiten Klimawandel verteilt werden
sollen, massiv gegen die Interessen der Entwicklungsländer vorgehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7892: Märkte und Finanzen - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Unternehmen sollen Bahnnetz in der Türkei ausbauen

Das Eisenbahnsystem der Türkei soll mit deutscher Technologie und
Finanzhilfe modernisiert werden. Ein Konsortium um Siemens soll neue
Strecken planen sowie alte elektrifizieren und mit moderner
Signaltechnik ausrüsten. Außerdem werden neue
Hochgeschwindigkeitszüge geliefert. Das Auftragsvolumen beläuft sich
Dem Spiegel zufolge auf 35 Milliarden Euro. In Zusammenhang mit dem
Auftrag werden seit rund drei Monaten Gespräche zwischen Ankara und
Berlin geführt. Ende des Monats wird Wirtschaftsstaatssekretär Bareiß
in der Türkei zu Verhandlungen unter anderem über staatliche
Exportbürgschaften und zinsgünstige Kredite erwartet. Eine
öffentliche Bestätigung des Magazinberichts von seiten der
Bundesregierung oder Siemens lag zunächst nicht vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7909: Aus Forschung und Technik - 09.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Raumsonde Dawn kurz vorm Ende

Elf Jahre ist es her, als im September 2007 die mit deutscher
Beteiligung gebaute Raumsonde Dawn vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral
im US-Bundesstaat Florida auf den Weg gebracht wurde. Eigentlich
sollte die Mission, Näheres über den Zwergplaneten Ceres
herauszubekommen, neun Jahre dauern, sie wurde aber immer wieder
verlängert. Doch jetzt ist Schluß. Wie die US-Raumfahrtbehörde NASA
dpa zufolge gerade mitteilte, wird Dawn wohl kommende Woche der
Treibstoff ausgehen und damit die Kommunikation mit der Sonde
endgültig abbrechen. Die Sonde hatte im März 2015 als erster
Flugkörper überhaupt die Umlaufbahn eines Zwergplaneten erreicht.
Seitdem umrundet sie Ceres.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1749: Besuch der Kanzlerin in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, 08.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Samstag, 8. September 2018

Besuch der Bundeskanzlerin in der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, Ministerpräsident Zoran Zaev

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der Simultanübersetzung)



MP ZAEV: Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, herzlich willkommen in
Mazedonien! Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger, liebe Medienvertreter, ich
gratuliere Ihnen zum Tag der Unabhängigkeit der Republik Mazedonien. Am
heutigen Tag, am 8. September, vor 27 Jahren haben sich die Bürgerinnen und
Bürger am Referendum beteiligt und haben die Stimme für einen souveränen,
eigenständigen Staat abgegeben. Es ist mir eine besondere Ehre, genau an
diesem Tag im Namen der Regierung und im Namen der Bürger Mazedoniens zum
ersten Mal in der Geschichte der freundschaftlichen Beziehungen zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und Mazedonien eine Bundeskanzlerin zu einem
offiziellen Staatsbesuch willkommen zu heißen. Das ist von ganz besonderer
Bedeutung. Dieser Besuch ist eine Referenz an die Vergangenheit, da er am
Tag der Unabhängigkeit stattfindet, aber er steht auch im Zeichen der
unmittelbaren Zukunft, in die uns die ganze demokratische Welt einlädt,
also im Zeichen der Mitgliedschaft in der EU und in der NATO.

Ich bin sehr glücklich und freue mich, dass wir gemeinsame Werte haben und
dass Deutschland einer der stärksten Unterstützer unserer Bemühungen ist,
ein vollwertiges Mitglied der stärksten Familien in der Welt zu werden,
nämlich der NATO und der EU. Die Unterstützung, die wir von der
Bundesrepublik Deutschland bekommen, ist sehr groß und eindeutig. Diese
Geste der Bundeskanzlerin Merkel motiviert uns und hilft uns, eine
prosperierende Gesellschaft aufzubauen, die auf europäischen Werten beruht.
Dieser Besuch ist für uns eine klare Botschaft und Ermutigung vor dem
anstehenden Referendum, bei dem die Bürgerinnen und Bürger über ihre
Zukunft entscheiden werden. Dieser Besuch ermutigt uns noch einmal, dass
die Großmächte eine konsequente Umsetzung des Abkommens mit Griechenland
durch beide Seiten unterstützen und dass dieser Vertrag unseren Platz in
der NATO und in der EU sichert. Deswegen sind wir ermutigt, diesen
historischen Schritt zu tun.

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,
dieses Jahr begehen wir das 25. Jubiläum der Aufnahme der diplomatischen
Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern. Es gibt keine bessere
Bestätigung für die fruchtbare Zusammenarbeit zwischen unseren beiden
Staaten als die vorhandenen Tatsachen. Die Bundesrepublik Deutschland ist
der wichtigste Handelspartner Mazedoniens; 57 Prozent des gesamten
Außenhandels finden mit Deutschland statt. Der Handelsaustausch mit
Deutschland beläuft sich auf mehr als 3 Milliarden US-Dollar, und wir
hoffen, dass der Austausch noch in diesem Jahr 4 Milliarden US-Dollar oder
vielleicht sogar mehr betragen wird. 200 deutsche Unternehmen sind Partner
der mazedonischen Unternehmen, sie sind hier tätig und sie haben mehr als
20 Arbeitsplätze in unserem Land geschaffen. Wir ermutigen deutsche
Unternehmen, ihre Geschäftstätigkeiten hier zu erweitern, als starke
Unterstützung unserer politischen Partnerschaft und unseres gemeinsamen
Einsatzes für die Zukunft.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Republik Mazedonien weiß die starke
Unterstützung durch die Bundesrepublik Deutschland mit Blick auf die 
NATO-Mitgliedschaft sehr zu schätzen. Wir müssen natürlich das Unsere tun und
die Reformen intensiv weiterführen, damit wir den NATO-Beitritt
beschleunigen und die EU-Beitrittsverhandlungen beginnen können.

Ich möchte diese Gelegenheit nutzen, um mich bei Frau Bundeskanzlerin
Merkel dafür zu bedanken, dass sie den Berliner Prozess eingeleitet hat und
dass Deutschland einer unserer stärksten Unterstützer ist. Es ist von ganz
großer Bedeutung, dass sich Deutschland weiterhin für diese Initiative
einsetzt und dass wir, die Westbalkanländer, Ergebnisse liefern -
Ergebnisse, aus denen ein erneuerter europäischer Westbalkan und ein neues
europäisches Mazedonien hervorgehen werden.

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, Sie erweisen uns dadurch, dass Sie uns
genau heute, am Tag der Unabhängigkeit, besuchen, eine sehr große Ehre.
Ich, die Regierung und unsere Bürger freuen uns darüber. Wir hoffen auf ein
erfolgreiches Referendum, das die europäische Perspektive des Landes
sichern wird.

Ich übergebe das Wort an die Bundeskanzlerin Merkel.

BK'IN DR. MERKEL: Meine Damen und Herren, lieber Herr Ministerpräsident,
lieber Zoran Zaev, ich freue mich, heute hier in Skopje zu Gast zu sein,
und das an einem so besonderen Tag. Deshalb möchte ich Ihnen, aber vor
allen Dingen auch allen Bürgerinnen und Bürgern Ihres Landes heute zu Ihrem
Nationalfeiertag, zu dem Tag der Unabhängigkeit, gratulieren. Ich freue
mich natürlich auch, dass wir bereits auf 25 Jahre diplomatischer
Beziehungen und, ich darf sagen, sehr intensiver freundschaftlicher und
auch erfolgreicher Kooperation zurückblicken können.

100 Menschen aus Ihrem Land leben in Deutschland, sie sind so etwas wie
eine Brücke. Viel mehr wiegt aber das, was Sie eben auch gesagt haben,
nämlich der intensive Austausch unserer Wirtschaften. 3,5 Milliarden Euro
Handelsumsatz oder sogar steigend, eine Außenhandelskammer und jetzt die
Bildung eines "Steering Committee", um die Beziehungen noch einmal zu
intensivieren: All das spricht dafür, dass deutsche Unternehmen Vertrauen
in Ihr Land und in die Menschen dieses Landes haben, aber es spricht auch
dafür, dass wir mit einer Fortentwicklung der europäischen Perspektive noch
intensivere Beziehungen haben können. Die Bundesregierung setzt sich dafür
ein, und ich mich auch ganz persönlich.

Natürlich haben wir heute nicht nur über die bilateralen Beziehungen
gesprochen, sondern wir haben auch darüber gesprochen, was am 30. September
zur Entscheidung steht. Es gab schon ein Referendum, nämlich das über die
Unabhängigkeit - heute ist der Tag, an dem Sie daran denken -, und jetzt
gibt es ein Referendum, das sozusagen die Tür zu einer Beteiligung Ihres
Landes an der euroatlantischen Familie endgültig aufmacht. Sie sind
eingeladen zur NATO-Mitgliedschaft, Sie haben die Perspektive für den
Beitritt in die Europäische Union. All das erfordert noch viel Arbeit, aber
die Voraussetzung ist natürlich ein erfolgreiches Referendum am 30.
September. Natürlich mische ich mich nicht in die Entscheidung Ihrer
Bürgerinnen und Bürger ein, aber ich darf aus eigener Erfahrung sagen, dass
sich historische Chancen nicht alle Tage ergeben, sondern dass man das in
einer Generation immer nur einmal hat. Eine solche historische Chance ist
dieser 30. September, und deshalb darf ich von meiner Seite aus sagen:
Bleiben Sie an einem solchen Tag nicht zu Hause, sondern nutzen Sie Ihre
demokratischen Möglichkeiten, einfach das zu sagen, was Sie für die Zukunft
Ihres Landes sagen möchten. Darüber haben wir uns natürlich auch
ausgetauscht.

Ich möchte dem Ministerpräsidenten, aber auch allen anderen, die daran
beteiligt sind - das ist vor allem auch der griechische Ministerpräsident
Alexis Tsipras, und auch die Rolle Bulgariens mit Bojko Borissow ist in
diesem Zusammenhang zu erwähnen -, ganz herzlich für ihren Mut danken. Wir
haben über Jahre eine verfahrene Situation gehabt, in der es nicht vorwärts
ging, und jetzt ist ein Durchbruch erzielt worden. Das hat politischen Mut
bedeutet, und der 30. September ist nun ein weiterer entscheidender Tag für
die Zukunft Ihres Landes.

Wir haben natürlich auch über die Situation in der Region gesprochen. Wir
haben von deutscher Seite 2014 den sogenannten Berliner Prozess initiiert,
und wir können, glaube ich, sagen, dass im Rahmen dieses Prozesses die
Verbindung unter den Staaten des westlichen Balkans und auch die
Kooperation mit der Europäischen Union doch noch einmal sehr viel
intensiver geworden sind, sodass grenzübergreifende Infrastrukturprojekte
jetzt näher erscheinen bzw. bereits in Angriff genommen wurden. Wir haben
ein Jugendwerk gegründet, sodass die jungen Menschen besser zusammenkommen
können. Gerade die Perspektive der jungen Menschen Ihres Landes liegt mir
sehr am Herzen. Deshalb darf ich Ihnen heute auch sagen, dass wir
zusätzlich zu dem, was wir bisher machen, noch einmal 2,5 Millionen Euro
bereitstellen, um die Berufsausbildung junger Menschen hier in Ihrem Land
zu fördern. Wir werden auch bereit sein, einen Wirtschaftsberater zu
schicken, damit auch die Koordinierung zwischen der Regierungsarbeit und
der Arbeit der Außenhandelskammer noch einmal besser wird; denn wir wollen
Ihr Land dann auf dem weiteren Weg der Reformen unterstützen, die notwendig
sind, um Mitglied der Europäischen Union zu werden.

Alles in allem gibt es eine sehr, sehr enge Zusammenarbeit, eine
freundschaftliche Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern, und jetzt ist
die Hoffnung sozusagen zum Greifen nah, dass wir entscheidende Schritte
vorankommen, damit Sie in die Familie der NATO und der Europäischen Union
aufgenommen werden können.

FRAGE: Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, Sie werden den Oppositionsführer
Hristijan Mickoski treffen. Was wird Ihre Botschaft sein, was werden Sie
ihm und seiner Partei sagen? Werden Sie den Staatspräsidenten Ivanov
treffen? Wenn ja, was werden Sie dem Staatspräsidenten mitteilen?

BK'IN DR. MERKEL: Ich werde den Staatspräsidenten heute nicht treffen, aber
ich werde den Oppositionsführer treffen. Meine Art ist es, überall dasselbe
zu sagen, das heißt, ich werde ihm natürlich auch das sagen, was ich mit
dem Ministerpräsidenten Zoran Zaev besprochen habe, und ich werde natürlich
auch darüber sprechen, dass es in einer Demokratie für die entscheidenden
Fragen - das war in Deutschland auch immer so - eine gemeinsame nationale
Verantwortung gibt. Darüber werden wir reden, und ansonsten haben solche
Gespräche ja auch die Eigenschaft, dass man miteinander redet und nicht
schon vorher alles ausplaudert, was man dann bespricht.

FRAGE: Warum ist für Deutschland die Integration Mazedoniens und der Region
in der EU und der NATO wichtig?

Wir hören Ideen über Grenzänderungen. Sind diese kritisch für Mazedonien?
Was passiert, wenn das Abkommen mit Griechenland scheitert bzw. nicht
umgesetzt wird und das Referendum nicht erfolgreich sein wird?

BK'IN DR. MERKEL: Wir reden heute ja über den positiven Ausgang, also
sowohl darüber, dass sich viele Menschen an diesem Referendum beteiligen,
als auch darüber, dass es dann so ausgeht, wie das Abkommen mit
Griechenland das sagt. Dafür werbe ich. In der Politik ist es immer so: Man
kann sich nicht damit befassen, was passiert, wenn das Werben nicht
erfolgreich ist; vielmehr ist jetzt die Zeit des Werbens und des Eintretens
für einen Erfolg.

Zu Ihrer ersten Frage: Ja, wir haben aus deutscher Sicht und aus
europäischer Sicht ein großes Interesse an einer stabilen Region. Wenn Sie
sich die Landkarte anschauen, dann wissen Sie, dass der westliche Balkan
auch für die Stabilität der ganzen Europäischen Union entscheidend ist.
Deshalb haben wir auch allen Ländern die Beitrittsperspektive gegeben, und
zwar nicht nur, weil wir etwas Gutes für diese Länder wollen, sondern auch,
weil das in unserem eigenen Interesse ist. Ich persönlich glaube, dass die
territoriale Integrität ein wichtiger Ausgangspunkt ist, um die Region
zusammenzubringen und dann eines Tages auch eine viel engere Kooperation zu
haben, wenn alle Mitglieder der Europäischen Union sein werden.

FRAGE: Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, es gab hier im Lande ganz viele
Besuche von Persönlichkeiten, die das Referendum unterstützen wollten. Wir
haben auch Nachrichten oder Botschaften aus Brüssel gehört, dass Mazedonien
isoliert werde, wenn sich die Mehrheit der Bürger nicht am Referendum
beteilige bzw. wenn die Mehrheit nicht dafür stimmt. Man kann nun sehen,
wie die Gesellschaft geteilt ist: Einerseits unterstützen 85 Prozent der
Bürger die EU- und die NATO-Mitgliedschaft, andererseits gibt es aber auch
genauso viele Menschen, die gegen eine Namensänderung sind. Die Frage ist:
Warum müssen die mazedonischen Bürger isoliert leben, wenn sie den Namen
ihres Landes nicht ändern wollen?

Noch eine kleine zusätzliche Frage: Zurzeit läuft die Arbeit am Gesetz über
die Migration. Wie können die neuen Änderungen das Land mit Blick auf die
Migration und die Arbeitskräfte beeinflussen?

BK'IN DR. MERKEL: Ich bin keine Freundin von Drohungen und es geht gar
nicht um Drohungen. Sie haben es als Bürgerinnen und Bürger Ihres Landes in
der Hand, über Ihre Zukunft zu entscheiden. Die Zukunft könnte bei einem
erfolgreichen Ausgang des Referendums so aussehen, dass Sie sowohl Mitglied
der NATO sind als auch zur Familie der EU-Mitgliedstaaten gehören. Dazu
gehört ganz einfach - das sind die Voraussetzungen -, dass diejenigen, die
heute schon Mitglieder sind, dem auch zustimmen, und dazu gehört ganz
einfach auch, dass man in einem Streit, der zwischen Griechenland und Ihrem
Land bestanden hat, eine Lösung finden muss. Ansonsten wird es keine
Zustimmung zu der Mitgliedschaft geben, und deshalb hängen die Namensfrage
und die Frage der Mitgliedschaft in NATO und Europäischer Union ganz eng
miteinander zusammen. Ohne eine Lösung in dieser Frage kann es die anderen
beiden Sachen nicht geben. Das ist kein Zusammenhang, der jetzt irgendwie
von der Regierung konstruiert wurde, sondern das ist ein Zusammenhang, der
daraus entsteht, dass alle anderen zustimmen müssen, aber nicht alle
anderen zustimmen werden, wenn diese Frage nicht gelöst ist. Deshalb hängt
das zusammen, und deshalb ist es, glaube ich, auch richtig, diesen
Zusammenhang deutlich zu machen. Das hat nichts mit Drohungen zu tun.
Vielmehr haben die Menschen in Ihrem Land am 30. September die Möglichkeit,
darüber abzustimmen - so wie sie vor 27 Jahren die Möglichkeit hatten, über
ihre Unabhängigkeit abzustimmen -, ob das Tor zur Zugehörigkeit in der
Familie der EU und der NATO aufgeht. Das erfordert gleichzeitig eben die
Akzeptanz, dass das zwischen Griechenland und Ihrem Land geschlossene
Abkommen dann auch umgesetzt wird. Das hängt unabdingbar zusammen, ohne
dass es in irgendeiner Weise jemandem drohen soll.

(Ende: 12.57 Uhr)

Samstag, 8. September 2018

 * 

Quelle:

Besuch der Bundeskanzlerin in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, Ministerpräsident Zoran Zaev, 08.09.2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/09/2018-09-08-pk-merkel-zaev.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1748: Statements von Kanzlerin Merkel und dem französischen Präsidenten Macron, 07.09.2018 (BPA) 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Marseille - Freitag, 7. September 2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Präsidenten Emmanuel Macron

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultanübersetzung)



P Macron: Guten Tag! Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin, liebe Angela, dass
du heute hier in Marseille bist. Wir hatten bereits im Juli vereinbart,
dass wir uns in Frankreich wieder treffen, um uns hier jetzt auf den Gipfel
in Salzburg vorzubereiten. Wir hatten auch schon mehrere Gespräche am
Telefon im Laufe des Sommers. Ich freue mich sehr, dass wir uns jetzt hier
in Marseille wiedersehen können. Ich kann auch sagen - und der
Bürgermeister von Marseille wird das gleich ebenfalls sagen -, wie stolz
Marseille ist, die Bundeskanzlerin hier zu empfangen, dich heute hier zu
empfangen.

Vor einigen Stunden standen sich unsere Fußballspieler gegenüber; in
einigen Wochen werden das Marseille und Frankfurt sein. Jetzt sind wir
heute hier, um die Zukunft vorzubereiten, und natürlich stehen hier viele
Termine zu verschiedenen Themen an.

Heute Abend werden wir die gemeinsame Agenda, die wir im Juni in Meseberg
vorbereitet haben, weiter bearbeiten, aber auch an Themen arbeiten, die mit
den großen Herausforderungen unserer Zeit zu tun haben, also auch mit dem
Thema der Migration. Die Stadt Marseille kennt das nur zu gut, wie
natürlich auch der gesamte Mittelmeerraum, in dessen Herz wir uns heute
befinden, und auch im Herzen der europäischen Politik. Wir wollen daraus
eine Chance und keine Furcht machen.

Wir werden ebenfalls über den Brexit und über die nächsten Termine, die
dazu anstehen, sprechen. Wir werden auch über die gemeinsame Verteidigung,
unsere gemeinsame Außenpolitik, unsere gemeinsamen Interessen außerhalb der
Grenzen, die Vertiefung der Eurozone, die digitale Welt und weitere Themen
sprechen.

Einmal mehr, liebe Angela: Ganz herzlichen Dank, dass du heute in Marseille
bist, um diesen politischen Herbst und die Agenda für den nächsten Monat,
die sehr voll ist, vorzubereiten. Ich weiß aber, dass Deutschland und
Frankreich weiterhin gemeinsam arbeiten werden, um die Zukunft
vorzubereiten.

Vielen Dank!

BK'in Merkel: Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Emmanuel Macron, ich
freue mich sehr, heute hier in Marseille zu Gast sein zu können, denn
Marseille ist eben auch ein wichtiges Stück Frankreich, und deutlich zu
machen, dass Frankreich mehr ist als Paris - obwohl Paris wunderschön ist -
, ist, glaube ich, auch richtig. Deshalb danke ich, dass wir hier sein
können.

Marseille ist eine europäische Stadt, 2013 war sie Kulturhauptstadt
Europas; deshalb ist dies auch ein wunderbarer Punkt, an dem wir unseren
Weg von Meseberg mit der Agenda für Europa fortsetzen können. Wir werden in
wenigen Monaten Europawahl haben, aber wir wollen bis dahin noch einiges
schaffen.

Dazu gehört in der Tat die Weiterentwicklung der europäischen Wirtschafts-
und Währungsunion und der Bankenunion, aber eben auch die Stärkung der
Eurozone.

Dazu gehören die Fragen die Migration. Wie du schon gesagt hast, ist
Marseille dafür in der Tat ein geeigneter Ort. Deutschland und Frankreich
haben hier dieselbe Art des Herangehens an die Probleme, und Europa muss
sich in dieser Frage eben auch beweisen.

Außerdem müssen wir bedauerlicherweise das Thema des Austritts
Großbritanniens aus der Europäischen Union bearbeiten. Wir wollen das aber
in einem Geist gestalten, der uns später auch enge Partner sein lässt; denn
wir brauchen einander in sicherheits- und verteidigungspolitischen Dingen.

Wir werden auch über das Thema Verteidigungsunion sprechen, das wir
angesichts der vielen außenpolitischen Herausforderungen, vor denen wir
stehen, fortentwickeln müssen.

Sie können also davon ausgehen, dass wir mit Blick auf die Wochen des
Herbstes eine reich gefüllte Tagesordnung haben. Aber so, wie wir in
Meseberg einige Probleme lösen konnten, bin ich sehr optimistisch, dass wir
auch weiter gemeinsam vorangehen - für ein Europa, das selbstständig ist,
für ein Europa, das eigenständig seine Probleme lösen kann. Ich muss als
deutsche Bundeskanzlerin sagen: Ich war in den letzten Wochen oft sehr
froh, dass wir eine gemeinsame Währung haben und dass wir eine gemeinsame
Handelspolitik haben. Das macht uns stärker, und an dieser Souveränität
Europas müssen wir weiter arbeiten.

Danke für die Einladung in diese wunderschöne Stadt mit dieser wunderbaren
Kulisse!

Freitag, 7. September 2018
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Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 7. September 2018

Regierungspressekonferenz vom 7. September 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Plenarsitzung des Deutschen
Bundestags, Reise nach Litauen, Gespräch mit dem österreichischen
Bundeskanzler in Berlin, Reise nach Frankreich), Reise der Bundeskanzlerin
nach Chemnitz, Ereignisse in Chemnitz, Fall Skripal

Sprecher: StS Seibert, Korff (BMI), Krüger (BMJV), Adebahr (AA)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert (zu den Terminen der Bundeskanzlerin): Meine Damen und Herren,
guten Tag! Wir hatten ja schon am Mittwoch angekündigt, dass die Kanzlerin
heute nach Marseille und am Samstag nach Skopje in die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien reist. Ich komme am Ende meines Vortrags
noch einmal auf diese europäischen Termine zurück.

Insgesamt kann man über die nächste Woche sagen, dass sie ganz im Zeichen
des Bundeshaushalts 2019 steht. Die Bundeskanzlerin wird im Rahmen der
Generaldebatte am Mittwoch um 9 Uhr im Bundestag eine Rede halten. Wegen
der Haushaltswoche des Parlaments findet - das kennen Sie - in der
kommenden Woche keine Kabinettssitzung statt.

Am Freitag, den 14. September, reist die Bundeskanzlerin nach Litauen, nach
Vilnius. Sie wird dort mit den Staats- und Regierungschefs von Litauen,
Estland und Lettland zu Gesprächen zusammentreffen. Litauen feiert in
diesem Jahr seine 100-jährige Unabhängigkeit. Die Bundeskanzlerin wird
zuerst von der litauischen Präsidentin Grybauskaite am Präsidentenpalast
mit militärischen Ehren empfangen. Anschließend folgen bilaterale Gespräche
mit Frau Grybauskaite wie auch mit den Ministerpräsidenten der drei
baltischen Staaten und dann ein gemeinsames Arbeitsessen. Themen werden die
bilateralen Beziehungen und die jeweiligen regionalen und auch
europapolitische Themen sein. Auch wird es eine gemeinsame Pressekonferenz
geben. Am Nachmittag besucht die Bundeskanzlerin den von Deutschland
geführten multinationalen Gefechtsverband, der im Rahmen der verstärkten
Vornepräsenz der Nato in Rukla eingesetzt ist.

Am Sonntagabend - das ist der 16. September - begrüßt die Kanzlerin den
österreichischen Bundeskanzler Sebastian Kurz in Berlin. Es wird einen
Austausch über aktuelle europapolitische Themen geben. Wie Sie wissen, hat
Österreich zurzeit die EU-Ratspräsidentschaft inne. Es geht natürlich auch
um die Vorbereitung des informellen Treffens der EU-Staats- und
Regierungschefs am 19. und 20. dieses Monats in Salzburg. Ein Pressetermin
ist geplant. Wann und in welcher Form, das sagen wir noch rechtzeitig.

Da dies mit einem europäischen Termin in Marseille begann und mit einem
europäischen Termin mit Sebastian Kurz in Berlin endet, will ich einfach
noch sagen: Die anstehenden Aufgaben Europas stehen im Mittelpunkt dieser
Gespräche, sowohl mit Präsident Macron als auch mit Bundeskanzler Kurz. Die
europäische Agenda verdichtet sich ja im Augenblick deutlich. Am 12.
September hält Kommissionspräsident Juncker seine Rede zur Lage der Union.
Österreich lädt dann am 19. und 20. September zu diesem informellen Treffen
nach Salzburg ein.

Die Kanzlerin und der französische Präsident wollen sich heute in Marseille
eng abstimmen, um Europa gemeinsam weiter voranzubringen. Es geht im
Wesentlichen um drei Themen, nämlich zum einen um die Migration; da
brauchen wir eine umfassende europäische Lösung. Zum anderen geht es
sicherlich auch um die Reformagenda für die Europäische Union, die die
Kanzlerin und der Präsident bei ihrem letzten Treffen auf Schloss Meseberg
vorgelegt haben. Des Weiteren geht es um die außenpolitischen
Herausforderungen, denen sich die Europäische Union gegenübersieht. Da sind
Syrien, der Ukraine-Konflikt und der westliche Balkan zu nennen.

Das wollte ich zu den Gesprächen sagen. Mehr möchte ich denen nicht
vorgreifen. Da bitte ich um Ihr Verständnis.

Frage: Ich hätte gerne zu dem Termin mit Bundeskanzler Kurz gewusst: Gibt
es Differenzen zwischen Deutschland und Österreich in Bezug auf den
westlichen Balkan? Wir haben in der letzten Zeit mehrmals gehört, dass
mehrere österreichische Politiker, darunter auch EU-Kommissar Hahn, die
Überlegungen zum Gebietsaustausch zwischen dem Kosovo und Serbien
anscheinend unterstützen - in der "WELT" gab es heute ein Interview dazu -,
während Frau Merkel entschieden dagegen war.

StS Seibert: Ich kann hier natürlich nicht für die österreichische Position
sprechen. Heute findet in Brüssel ein Treffen zwischen der 
EU-Außenbeauftragten, Frau Mogherini, dem serbischen Präsidenten Vucić und
dem Präsidenten Kosovos, Herrn Thaçi, statt. Diesen für heute angesetzten
Dialog sollten wir abwarten. Die Haltung der Bundesregierung hierzu hat
sich nicht geändert. Die ist ja hier mehrfach dargelegt worden.

Zusatzfrage: Können Sie nichts dazu sagen, ob es Differenzen gibt?

StS Seibert: Ich kann Ihnen über die Haltung der Bundesregierung berichten.
Die Haltung der österreichischen Seite müsste die österreichische Seite
vertreten. Aber ich habe ja gesagt, dass auch das Thema westlicher Balkan -
dazu gehört auch dies - möglicherweise ein Thema mit Bundeskanzler Kurz
ist.

Frage: Steht schon fest, wann die Bundeskanzlerin nach Chemnitz fahren
wird?

StS Seibert: Nein. Sie hat die Einladung der Oberbürgermeisterin von
Chemnitz angenommen. An dem Termin wird noch gearbeitet. Den werden wir
dann, wie immer, rechtzeitig bekannt geben.

Frage(zu den Ereignissen in Chemnitz): Ich würde gerne, wenig überraschend,
zu den Äußerungen von Herrn Maaßen heute in der "Bild"-Zeitung fragen. An
Sie, Herr Seibert, die Frage: Hat Herr Maaßen die Kanzlerin über seine
Zweifel an dem kursierenden Video informiert? Gab es da vorher ein
Gespräch? Bleiben Sie und die Kanzlerin bei der These, dass es da
Hetzjagden gegeben hat?

StS Seibert: Über dieses Thema sprechen wir ja nun seit mehr als eineinhalb
Wochen hier in der Pressekonferenz wie auch in Interviews. Für die
Bundeskanzlerin wie auch für mich ist zu diesem Thema alles gesagt.

Zusatzfrage: Zu der Frage, ob Herr Maaßen die Kanzlerin informiert hat,
sagen Sie nichts?

StS Seibert: Es hat kein Gespräch der Bundeskanzlerin mit Herrn Maaßen dazu
in den letzten Tagen gegeben.

Zusatzfrage: Darf ich dieselbe Frage noch an Frau Korff vom BMI stellen? -
Hat Herr Maaßen Ihren Minister über seine Zweifel informiert?

Korff: Im BMI sind Berichte über das BfV bekannt, dass es aufgrund von
Informationen vom BfV Zweifel daran gibt, dass diese Bewertung geteilt
werden kann. Aber das waren Berichte des BfV an das BMI - in Bezug auf die
Frage, ob die Geschehnisse in Sachsen als sogenannte Hetzjagden bewertet
werden können.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, wann es diese Berichte gab?

Korff: In den letzten Tagen. Ich kann es gerade leider nicht weiter
präzisieren. Im Rahmen der normalen Fachaufsicht wurde um Bericht gebeten
und diese Einschätzung mitgeteilt.

Frage: Frau Korff, wie bewertet das der Bundesinnenminister? Ist er schon
zu einer eigenen Bewertung gekommen? Macht er sich die Haltung des
Verfassungsschutzpräsidenten zu eigen? Hat er auch Zweifel daran, dass es
Hetzjagden gab?

Die zweite Frage: Können Sie - weil Herr Maaßen das in dem Interview nicht
ausgeführt hat - etwas zu den guten Gründen sagen, die Herr Maaßen da
anspricht, dass das gezielte Falschinformationen sind? Was sind also diese
guten Gründe, die da bekannt sind?

Korff: Zu der zweiten Frage: Nein, das kann ich nicht. Das sind die
Äußerungen von Herrn Maaßen, die er im Rahmen seiner fachlichen
Zuständigkeit getätigt hat. Hierüber liegen keine Informationen im BMI vor.

Zu der Frage der Einschätzung des Innenministers: Er hat sich in den
vergangenen Tagen sehr deutlich und wortreich dazu geäußert. Bei manchen
PKs waren Sie auch dabei. Er differenziert die Vorgänge sehr klar und legt
den Fokus auf eine Aufklärung der Geschehnisse und eine dann zu erfolgende
Bewertung. Er sagt aber auch sehr klar: Wenn Tatsachen auf einer
gesicherten, validen Tatsachengrundlage dafür vorliegen, dann müssen die
Konsequenzen gezogen werden.

Die genauen Abläufe und die Bewertung der Geschehnisse werden zurzeit auf
Ebene der Polizei in einer Ermittlungsgruppe in Sachsen recherchiert
beziehungsweise vorgenommen. Dies ist noch nicht abgeschlossen. Vor dem
Abschluss werden auch wir als BMI keine Bewertung vornehmen.

Zusatzfrage: Der Innenminister hat ja vor allen Dingen auch Verständnis für
die Demonstranten geäußert; so hatte ich das verstanden. Eine
Klassifizierung der Ereignisse hat er in dem Sinne - zumindest ist mir das
nicht bekannt - nicht vorgenommen. Deswegen noch einmal konkret - - -

Korff: Genau weil er eben zunächst eine Auswertung, eine Darstellung und
die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden, die genau diese Arbeit vornehmen,
nämlich die Abläufe nachzuzeichnen, abwarten und erst dann eine Bewertung
vornehmen möchte.

Frage: Ich würde gerne erst einmal Herrn Seibert etwas fragen. Dann habe
ich aber auch noch eine Frage an Frau Korff und noch eine Frage an Frau
Krüger.

Herr Seibert, ich würde gerne grundsätzlich fragen: Wie bewertet die
Bundesregierung inhaltlich die Äußerungen des Verfassungsschutzpräsidenten
Maaßen? Wie empfindet sie das Vorgehen von Herrn Maaßen, sich mit den
Äußerungen an die "Bild"-Zeitung zu wenden, wenn es vorher kein Gespräch
mit der Bundeskanzlerin über diese Inhalte gab? Genießt Herr Maaßen
eigentlich noch das Vertrauen der Bundeskanzlerin?

Von Frau Korff würde ich gerne wissen: Im Kern geht es jetzt vor allem um
den Vorwurf, den Herr Maaßen ausspricht, dass es da um gefälschtes Material
geht, das Jagdszenen - oder wie auch immer man diese Szenen nennen möchte -
zeigt. Das ist der schwerwiegendste Vorwurf, den er da vorbringt, ohne
Belege zu nennen. Wundert sich das Innenministerium darüber, dass der
Verfassungsschutzpräsident mit so etwas an die Öffentlichkeit geht, ohne
dass er Ihnen das vorher mitteilt?

Von Frau Krüger würde ich gerne wissen: Der Verfassungsschutzpräsident, der
ja promovierter Jurist ist, spricht in dieser "Bild"-Aussage von einem
Mord. Unseres Wissens ermitteln aber die Behörden bisher nur wegen
Totschlags. Wie ist das eigentlich zu erklären?

StS Seibert: Ich muss mich wiederholen: Aus meiner Sicht ist zu diesem
Thema und von diesem Platz hier alles gesagt.

Zusatz: Dann beantworten Sie doch wenigstens die Frage nach dem Vertrauen.

StS Seibert: Ich kann nur das wiederholen, was ich hier schon mehrfach
gesagt habe: Die Polizei wie auch die Sicherheitsbehörden verdienen unseren
Dank und unsere Unterstützung für ihre Arbeit, auch im Zusammenhang mit den
Ereignissen in Chemnitz. Da ist einiges zu ermitteln, zuallererst natürlich
die Umstände und die Schuldfrage bei der schrecklichen Tötung des jungen
Mannes, dann aber ebenso die extremistischen Vorfälle und die Gewalt am
Rande von Demonstrationen. Dabei verdienen die Sicherheitsbehörden, die
Polizei, die Justiz unsere Unterstützung, wie ich hier schon mehrfach
gesagt habe.

Zusatz: Ich stelle fest, dass Sie Herrn Maaßen explizit nicht das Vertrauen
der Bundeskanzlerin aussprechen.

StS Seibert: Herr Maaßen hat eine wichtige und verantwortungsvolle Aufgabe.

Korff: Die Frage war, inwieweit - - - Können Sie sie wiederholen?

Zusatzfrage: Ich möchte wissen, ob Sie das nicht etwas wundert, dass Herr
Maaßen mit so einer erstaunlichen Bewertung an die Öffentlichkeit geht,
bevor er Ihnen als übergeordneter Behörde das mitteilt.

Korff: Zum einen habe ich schon gesagt, dass er die Aussagen im Rahmen
seiner fachlichen Zuständigkeit getätigt hat. Das kann er. Wichtig finde
ich auch zu sagen: Er hat ja kein abschließendes Urteil getroffen, sondern
seine Auffassung dargelegt. Zum anderen: Ja, ich habe bestätigt, dass
entsprechende Berichte im BMI noch nicht vorliegen. Wir werden dieser Frage
nachgehen.

Krüger: Die Äußerungen von Herrn Maaßen zu diesem konkreten Tatvorwurf - da
bitte ich um Nachsicht - kann ich von hier aus überhaupt nicht beurteilen.
Es ist Aufgabe der sächsischen Behörden, in diesem konkreten Fall zu
ermitteln und die Straftat zu verfolgen.

Frage: Frau Korff, eine Frage an Sie: Sie haben gerade gesagt, Herr Maaßen
habe seine Auffassungen dargelegt. Hat er denn in irgendeiner Art und Weise
weitergehende Informationen, Belege etc. vorgelegt, die diese Aussage
untermauern, oder gehen Sie davon aus, dass das in den nächsten Tagen noch
nachfolgt?

Korff: Das habe ich doch gerade gesagt: Nein, das hat er noch nicht. Wir
haben um einen Bericht gebeten.

Frage: Herr Seibert, dahinter steht ja nicht die Frage nach einem Wort oder
eine semantische Frage, sondern eigentlich die Frage, welchen Bildern wir
glauben können, und die Frage nach der Wahrheit in diesem Fall, um die
Ereignisse irgendwann einordnen zu können. Deswegen die Frage: Haben Sie
Zweifel daran, dass die Informationen, auf deren Grundlage Sie Ihre
Einschätzung getätigt haben, nicht stimmten, dass Sie einer Desinformation
aufgegessen sind? Ganz grundsätzlich: Welche Möglichkeiten haben Sie in
diesem konkreten Fall im Presse- und Informationsamt gehabt, um die Videos
und die Bilder aus Chemnitz authentifiziert zu prüfen?

StS Seibert: Ich muss mich wiederholen: Es ist zu diesem Thema von dieser
Stelle für mich alles gesagt.

Frage: Frau Korff, bezweifeln der Innenminister, das BMI die faktische
Authentizität der Videos, über die wir hier sprechen? - Das ist die erste
Frage.

Die zweite Frage ist: Da Herr Maaßen inhaltlich die Richtigkeit von
Aussagen der Kanzlerin, weiterer Ministerinnen und Minister sowie des
Regierungssprechers infrage stellt - das ist eine neue Qualität -, gibt es
einen Prozess, der über das BMI hinaus eine umfassende Analyse und
Bewertung der Videos vornimmt? Denn es geht ja nicht um Semantik - der
Kollege hat es gesagt -, sondern um die politische Bewertung von Prozessen.

Korff: Zu der ersten Frage - - -

Zusatz: Bezweifeln Sie die faktische Authentizität der Videos, über die wir
hier sprechen?

Korff: Ja. Darauf habe ich meines Erachtens auch schon eine Antwort
gegeben. Uns liegen bis jetzt keinerlei Berichte aus dem BfV dazu vor,
sodass wir dazu - - - Ich kann keine Bewertung vornehmen. Im BMI gibt es
dazu keine abschließende Bewertung. Ich weiß jetzt: Es gibt keinen Bericht
des BfV dazu. Ich kann nicht ausschließen, dass es durch andere Behörden
irgendwelche Hinweise gab. Aber eine abschließende Bewertung des BMI liegt
dazu nicht vor.

Ich habe auch auf die Arbeit der Ermittlungsgruppe in Sachsen hingewiesen,
die sich genau auch um diese Frage kümmert. Ziel dieser Ermittlungsgruppe
ist das Sammeln und Auswerten des durch die Öffentlichkeit übermittelten
Bild- und Videomaterials. Wir rufen mit den sächsischen Behörden alle auf,
entsprechendes Material dorthin zu liefern, um diese Bewertung vorzunehmen.
Ich habe eben auch schon gesagt: Diese Arbeit ist noch nicht abgeschlossen.
Es mag sein, dass Ihre zweite Frage im Rahmen dieser Ermittlungsgruppe
aufgearbeitet wird. Ansonsten ist mir keine Arbeitsgruppe bekannt. Aber
genau dort ist sie auch richtig, nämlich bei den sächsischen Behörden.

Zusatzfrage: Es ist also festzuhalten, dass der Präsident des Bundesamtes
für Verfassungsschutz öffentlich Zweifel an der Authentizität des Materials
ziehen und damit die Stimmigkeit, die Glaubwürdigkeit von Aussagen der
Kanzlerin und der Bundesregierung öffentlich in Zweifel ziehen kann, ohne
dass dem BMI dafür nachvollziehbare Belege vorliegen. Ist das richtig?

Korff: Das ist Ihre Bewertung.

Zusatz: Ich habe Fakten genannt. Widersprechen Sie - - -

Korff: Die Fakten, die ich nennen kann, habe ich eben genannt. Die
Schlüsse, die Sie daraus ziehen, müssten Sie ziehen.

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage an das BMI: Finden Sie es denn
angemessen, dass sich Herr Maaßen mit einer solchen Aussage in der 
"Bild"-Zeitung äußert, ohne Belege vorzulegen?

Korff: Ich habe dazu schon das gesagt, was ich zu sagen habe: Herr Maaßen
hat seine Aussagen im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit getätigt, und
das kann er.

Frage: Frau Korff, hat Herr Maaßen das Vertrauen des Bundesinnenministers?

Korff: Selbstverständlich.

Frage: Frau Korff, ich würde gerne noch ein bisschen grundsätzlicher
fragen. Herr Maaßen benutzt ja den Terminus "rechtsextremistische
Hetzjagden". Ihr Minister hat diesen Begriff nach meiner Wahrnehmung so gut
wie gar nicht in den Mund genommen. Er hat von Radikalen und von Gewalt
gesprochen. Bei der Bewertung, die er noch vornehmen wird, steht da für ihn
überhaupt noch infrage, ob Rechtsextremismus das Problem in Chemnitz ist,
oder ist zumindest das für ihn geklärt?

Korff: Nein, das gehört alles in den Komplex. Die genauen Tatsachenabläufe
und die Geschehnisse sind noch nicht abschließend aufgearbeitet. Erst wenn
das geschehen ist, kann man solche Bewertungen vornehmen. Deswegen hat er
das bislang auch nicht getan, allerdings gleichwohl sehr deutlich
klargestellt, dass dies - er hat beispielsweise den Hitlergruß genannt -,
wenn es Hinweise gibt, mit aller Konsequenz strafrechtlich verfolgt werden
muss.

Frage: Frau Korff, hat das BfV Sie vor der Veröffentlichung darüber in
irgendeiner Weise informiert?

Korff: Wir waren über das Ob der Pressearbeit, aber nicht über das Wie
informiert.

Frage: Frau Korff, bezweifelt das Bundesinnenministerium, dass es aus
diversen Demonstrationen in Chemnitz heraus rassistische und
fremdenfeindliche, fremdenbedrohende Aktivitäten gegeben hat, nachweisbar
bis hin zu Androhung von Kopf-ab gegenüber ausländischen Mitbürgern?
Bezweifeln Sie, dass so etwas passiert ist, oder sagt das
Bundesinnenministerium: "Es hat diese rassistischen, fremdenfeindlichen
Hetzaktivitäten gegeben"?

Korff: Ich glaube, ich habe heute schon mehrfach gesagt, dass wir eine
Bewertung der Geschehensabläufe und des tatsächlichen Geschehens - und das,
was Sie gerade erfragen, ist eine Bewertung - vornehmen, wenn die Bewertung
durch die sächsischen Behörden in benannter Ermittlungsgruppe vorgenommen
wurde.

Zusatzfrage: Ein massenhafter Sprechchor "Ausländer raus! Deutschland den
Deutschen!", das demonstrative Zeigen einer Kopf-ab-Geste gegenüber einem
ausländischen Mitbürger - das mögen Sie nicht als fremdenfeindliche,
hetzerische Aktivität bewerten?

Korff: Der Minister hat sich dazu sehr ausdrücklich geäußert. Wenn diese
Vorkommnisse stattgefunden haben und tatsächlich nachgewiesen werden
können, dann werden sie bewertet und strafrechtlich verfolgt. Dazu gehört
auch das: Wenn festgestellte Tatsachen feststehen und die Belege dafür
vorliegen.

Frage: Herr Seibert, hat es seit den Ereignissen von Chemnitz vor knapp
zwei Wochen bereits ein Gespräch zwischen der Kanzlerin und dem sächsischen
Ministerpräsidenten Michael Kretschmer gegeben? Er weiß offenbar ganz
genau, dass es dort keinen Mob gab, dass es keine Hetzjagden etc. gegeben
hat.

StS Seibert: Wenn ich mich richtig erinnere, haben wir Anfang der
vergangenen Woche, also kurz nach dem Beginn der Ereignisse in Chemnitz,
bekanntgegeben, dass die Bundeskanzlerin mit dem sächsischen
Ministerpräsidenten wie auch mit der Oberbürgermeisterin von Chemnitz
gesprochen hatte.

Zusatzfrage: Das war vor der Regierungserklärung von Herr Kretschmer - ich
glaube, es war am Mittwoch -, in der er genau das gesagt hat, richtig?

StS Seibert: Ja, dieser erste Kontakt - ich kann Ihnen jetzt nicht sagen,
ob es weitere gab - unmittelbar nach Beginn der Ereignisse in Chemnitz war
meines Erachtens am Montag. Aber ich müsste nachschauen, wann genau wir das
herausgegeben haben.

Zusatzfrage: Macht sich die Kanzlerin die Aussagen von Herrn Kretschmer in
seiner Regierungserklärung zu eigen?

StS Seibert: Das ist noch einmal ein anderer Weg, um nach dem zu fragen,
worüber wir hier in sechs Pressekonferenzen seit Beginn der Ereignisse von
Chemnitz geredet haben. Ich kann nur noch einmal sagen: Zu diesem Thema ist
von dieser Seite alles gesagt.

Frage: Frau Korff, der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz
spricht in der Öffentlichkeit von gezielten Falschinformationen, um
möglicherweise die Öffentlichkeit von dem Mord in Chemnitz abzulenken. Wann
gedenkt das Bundesinnenministerium, die Belege für die These, die Herr
Maaßen in der Öffentlichkeit äußert, zu veröffentlichen?

Korff: Ich sage es gern noch einmal: Wir haben das Bundesamt für
Verfassungsschutz gebeten, uns darüber zu berichten. Ich lasse mich jetzt
nicht auf einen Zeitplan festlegen, wann wir dazu weitergehend Stellung
nehmen können.

Zusatzfrage: Herr Seibert, finden Sie es zumindest ungewöhnlich, dass der
Präsident des Verfassungsschutzamtes an die Öffentlichkeit tritt und solche
Äußerungen tätigt?

StS Seibert: Ich habe dem schon Gesagten, und zwar dem seit Montag der
vergangenen Woche hier in Pressekonferenzen wie auch in Interviews und
sonstigen Statements schon Gesagten, nichts hinzuzufügen.

Zusatz: Das hat ja nichts mit dem zu tun, was Sie vor einer Woche gesagt
haben, sondern es ist ein neues Interview von neuer Qualität. Der Präsident
des Bundesamtes für Verfassungsschutz bezichtigt erstens die Medien und
zweitens die Kanzlerin der Lüge. Was sagt der Regierungssprecher dazu?

StS Seibert: Dass zu diesem Thema alles gesagt ist.

Frage: Ich möchte Frau Korff etwas zu ihrer letzten Antwort fragen. Man
könnte ja nun auch der Meinung sein, dass dieser Vorgang so erheblich ist,
weil, wie der Kollege schon angedeutet hat, durch die Aussagen von Herr
Maaßen so vieles behauptet wird und auch so viel an Verleumdung in die
Öffentlichkeit gelangt, was bestimmte politische Kreise ja gern benutzen,
sodass man dann als Bundesinnenministerium vielleicht auch den Wunsch
hätte, möglichst schnell zu erfahren, worauf sich diese Behauptungen
stützen, und dass man auch von Herrn Maaßen verlangt, dass er das möglichst
schnell sagt.

Wenn ich Sie richtig verstehe, machen Sie aber keinen besonderen Druck,
sondern Sie warten einfach ab.

Korff: Das habe ich nicht gesagt. Die Frage war, wann wir diese Belege
veröffentlichen.

Zusatz: Aber Sie könnten als Bundesinnenministerium auch sagen: Wir als
übergeordnete Behörde verlangen jetzt vom Verfassungsschutzpräsidenten,
dass er offenlegt, worauf sich diese Behauptung stützt.

Korff: Ja, in der Tat. Genau das habe ich eben schon mehrfach gesagt. Um
diesen Bericht wurde das Bundesamt für Verfassungsschutz gebeten.

Frage: Frau Korff, der Innenminister hat gestern in einem viel beachteten
Interview in der "Rheinischen Post" gesagt, wenn er nicht gerade Minister
wäre, wäre er in Chemnitz auch auf die Straße gegangen. Hat er Ihnen intern
verraten, welcher Demo oder welcher Veranstaltung er sich angeschlossen
hätte? Chemnitz, AfD, Rockkonzert?

Korff: Nein.

Zusatzfrage: Gibt es von ihm inzwischen, nachdem jetzt auch die
Bundeskanzlerin gesagt hat, sie fahre nach Chemnitz, Überlegungen, doch
einmal nach Chemnitz zu reisen, um sich ein eigenes Bild zu machen?

Korff: Auch dazu hat er sich schon geäußert.

Frage: Frau Krüger, es geht um das Wort Hetzjagd. Aus meiner Sicht ist das
nicht nur eine semantische, sondern auch eine juristische Frage. Kann man
die Nutzung dieses Wortes juristisch irgendwie begründen? Was sieht Ihr
Haus unter diesem Begriff vor? Ist er juristisch irgendwie belastbar, oder
ist er nur eine subjektive Beschreibung der Situation?

Krüger: Vielen Dank für diese Frage. Es gibt tatsächlich keine
Legaldefinition für den Begriff Hetzjagd auf Menschen. Es ist auch nicht
Aufgabe des Justizministeriums, ihn auszulegen. Das werden wir nicht tun.

Es gibt aber keine Definition.

Zusatzfrage: Der Sprecher der Generalbundesanwaltschaft in Dresden hat
gesagt, dass das nach seiner Sicht die Situation ist, wenn jemand einen
anderen auf eine bestimmte Zeit durch die Stadt verfolgt. Kann man das aus
Ihrer Sicht, aus Juristensicht, über "Hetzjagd" sagen, oder ist das auch
eine subjektive Beschreibung von "Hetzjagd"?

Krüger: Ich kann mich nur wiederholen: Es gibt keine rechtliche Definition.
Das Bundesjustizministerium wird jetzt auch keine Definition festlegen. Es
obliegt in diesem Fall also dem Generalstaatsanwalt, diesen Begriff zu
gebrauchen und zu füllen. Wir werden ihn nicht definieren.

Frage: Herr Seibert, auch weil es mich überrascht, dass Sie so kategorisch
sagen, Sie sagten nichts dazu: In dieser Frage gibt es einfach ein großes
Informationsbedürfnis, kein Bedürfnis nach Meinung, sondern wirklich nach
Information.

Sehen Sie als Regierungssprecher Ihre Aufgabe in der Frage erfüllt,
ausreichend informiert zu haben, ausreichend dazu beigetragen zu haben,
aufzuklären, zu informieren?

Genau deswegen gibt es jetzt auch aus der Unionsfraktion
Rücktrittsforderungen. Was sagen Sie dazu, Herr Seibert?

StS Seibert: Die Aufklärung der Ereignisse in Chemnitz ist die Sache der
Polizei, der Sicherheitsbehörden und der Justiz. Ich habe hier seit Montag
vor einer Woche gesagt, dass diese Kräfte unseren Dank und unsere volle
Unterstützung verdienen.

Ansonsten ist es ja nicht richtig, wenn Sie sagen, ich sagte nichts.
Montag, Mittwoch und Freitag der vergangenen Woche sowie Montag und
Mittwoch dieser Woche haben wir, entweder ich oder Frau Demmer, hier
bereits deutlich und klar Stellung bezogen. Im Übrigen hat sich die
Bundeskanzlerin in Interviews dazu geäußert. Diesem bereits Gesagten habe
ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Frau Korff, laut Berichten zum Beispiel der "ZEIT" hat sich der
betroffene Asylbewerber aus Afghanistan - oder soll ich sagen: der Gejagte?
- am Mittwoch bei der Polizei in Chemnitz gemeldet und die Szenen, die im
Video zu sehen sind, über das wir reden, deutlich und klar beschrieben. Es
gibt eine Anzeige. Die Polizei hat das auch aufgenommen. Wissen Sie
vielleicht, ob der Präsident des Bundesamtes davon wusste, bevor er der
"Bild"-Zeitung dieses Interview gegeben hat?

Korff: Nein, das weiß ich nicht.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Da ja eben durch die Äußerung des
Verfassungsschutzpräsidenten doch die Glaubwürdigkeit der Regierung und
auch Ihre persönliche angegriffen wurde, gehen Sie davon aus, dass in
diesem besonderen Fall - es steht ja eine Analyse, gerade der
Videoaufnahmen, noch aus - auch das Bundespresseamt an diesem
Analyseprozess beteiligt wird? Oder würde es Ihnen ausreichen, wenn Sie
allein vom Ergebnis der Auswertung durch BMI und andere Ebenen informiert
würden?

StS Seibert: Ich habe zu diesem Thema rauf und runter alles gesagt.

Zusatzfrage: Nein, dazu haben Sie noch nichts gesagt.

StS Seibert: Ich habe gerade Ihrem Kollegen von der "Bild"-Zeitung gesagt,
dass die Ermittlung dessen, was passiert ist und die dann notwendigen
polizeilichen und strafrechtlichen Konsequenzen von den dafür zuständigen
Behörden zu leisten sind.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie legen keinen Wert darauf, am Auswertungsprozess
selber in dieser besonderen Situation beteiligt zu werden?

StS Seibert: Ich habe mich ausreichend geäußert.

Frage: Im Fall Skripal hat sich die Bundesregierung ja einer Erklärung
angeschlossen oder sie mit unterschrieben, in der es deutlich heißt, man
vertraue den Ergebnissen der britischen Geheimdienste über die
Urheberschaft der Nowitschok-Anschläge. Dann ist im Text die Rede von
"feindlichen Aktivitäten ausländischer Nachrichtendienste", und es wird auf
den russischen Geheimdienst Bezug genommen. Das ist eine direkte
Feindstaatenerklärung gegenüber Russland. Kann man das allein auf der Ebene
des Glaubens machen? Oder haben sich bundesdeutsche Behörden von der
Stichhaltigkeit des Beweismaterials der britischen Seite überzeugen können?

StS Seibert: Zunächst einmal bin ich zufrieden, dass Sie die gemeinsame
Erklärung Frankreichs, Deutschlands, Großbritanniens, Kanadas und der USA
zu den neuen britischen Ermittlungsergebnissen im Fall Skripal zur Kenntnis
genommen haben. In der Tat steht darin:

"Wir haben volles Vertrauen in die britische Einschätzung, dass die beiden
Tatverdächtigen Mitarbeiter des russischen Militärgeheimdienstes, auch als
GRU bekannt, waren und dass diese Operation mit allergrößter
Wahrscheinlichkeit auf hoher Regierungsebene gebilligt wurde."

Wir stehen selbstverständlich genau zu dem Inhalt und zu dem Geist dieser
Erklärung, die wir da gemeinsam mit den Regierungschefs dieser anderen
Staaten verfasst haben.

Über weitere nachrichtendienstliche Erkenntnisse, nachrichtendienstliche
Angelegenheiten, äußert sich die Bundesregierung wie üblich gegenüber den
zuständigen Gremien des Deutschen Bundestags.

Zusatzfrage: Vielleicht noch Frau Adebahr, da ja durch die Wortwahl
Russland indirekt in eine Feindstaaten-Situation gebracht wird.

Adebahr: Das ist Ihre Interpretation. Ich denke, die Position der
Bundesregierung zu Russland - da gibt es ganz verschiedene Fragen und
verschiedene Politikfelder, auf denen wir mit Russland zusammenarbeiten und
mit Russland im Gespräch sind - hat sich nicht verändert. Das ist eine
Erklärung zu diesem speziellen Thema gewesen.

Frage: Herr Seibert, was müsste denn aus Ihrer Sicht oder aus Sicht der
Bundesregierung jetzt aus dieser weiteren Erklärung folgen, da sich die
russische Seite ja offenbar unbeeindruckt zeigt?

StS Seibert: Gut. Die Erklärung enthält ja die Aufforderung an die
russische Seite, und zwar die eindringliche Aufforderung, sein 
Nowitschock-Programm gegenüber der OVCW vollständig offenzulegen. Das wäre etwas, was
erfolgen sollte.

Zusatzfrage: Aufforderungen gab es ja vorher schon. Ist es denkbar, dass es
weitere Sanktionen, weitere Maßnahmen, gibt?

StS Seibert: Die Bundesregierung - darauf möchte ich hinweisen - hat ja
zusammen mit einer Zahl von Partnern schon Maßnahmen in dieser Sache
unternommen, um unsere Solidarität mit Großbritannien zu unterstreichen.
Die gemeinsame Erklärung von gestern unterstreicht diese Solidarität auch
noch einmal. Alles Weitere würde man zu gegebener Zeit mit den Partnern
besprechen. Ich habe da jetzt nichts anzukündigen.

Freitag, 7. September 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 7. September 2018

www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/09/2018-09-07-regpk.html
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MILITÄR/925: Syrienkrieg - vom Westen angeschoben, unterstützt und gewünscht ... (SB)


Syrienkrieg - vom Westen angeschoben, unterstützt und gewünscht ...



Seit dem Ausbruch des Syrienkrieges beobachten die UN-Friedenstruppen
auf den Golanhöhen einen regen Verkehr über die Demarkationsline
hinweg zwischen den israelischen Streitkräften und den syrischen
Rebellen. Auf dem von Israel seit 1967 illegal besetzten Teil der
Golanhöhen wurden in Feldlazaretten kriegsverletzte Syrer - darunter
nicht nur Zivilisten, sondern auch Aufständische - behandelt. Immer
wieder mußten die UN-Friedenstruppen mit ansehen, wie israelische
Militärfahrzeuge an die Demarkationslinie fuhren und ihr Inhalt
kistenweise irgendwelchen Männern auf dem syrischen Teil der
Golanhöhen übergeben wurde. Stets hat Israel beteuert, hinter dem
Treiben stehe lediglich die "humanitäre Hilfe".

Ende Juli, als die Syrische Arabische Armee (SAA) mit Hilfe der
russischen Luftwaffe den Südwesten Syriens einschließlich des
östlichen Golans von den Rebellen zurückeroberte, erklärte sich Israel
auf Drängen der USA, Großbritanniens und Kanadas zur Aufnahme von 422
Mitgliedern der sogenannten Weißhelme bereit. Bei der Gruppe handelt
es sich um eine nachweislich auf Betreiben des britischen
Außenministeriums gegründete Zivilschutzorganisation, die London seit
Jahren mit Propagandamaterial aus dem Kriegsgebiet versorgt, welches
das "Regime" in Damaskus in ein schlechtes Licht setzen soll. Schon
länger steht der Vorwurf im Raum, die Weißhelme seien keine reinen
Katastrophenhelfer, sondern kämpften aktiv an der Seite diverser
Dschihadisten-Gruppen gegen die SAA und seien in dem Zusammenhang auch
an verschiedenen Greueltaten beteiligt gewesen.

Ein sonderbarer Medienvorfall, der sich am 4. September ereignete, hat
die Beteuerungen Israels, nicht am Syrienkrieg beteiligt zu sein und
nicht wie Saudi-Arabien, Jordanien, Katar und die Türkei zum
Unterstützerkreis der Rebellen zu gehören, als gezielte Irreführung
demaskiert. Am besagten Tag wartete die angesehene, auf Englisch
erscheinende Jerusalem Post mit einem Online-Artikel auf, der die
Rüstungshilfe der israelischen Streitkräfte für die Aufständischen in
Syrien belegte, wobei er sowohl die gelieferten Waffensorten als auch
teilweise ihre Empfänger nannte. Unter Berufung auf Angaben der
israelischen Militärführung berichtete die Journalistin Anna Ahronheim
unter anderem folgendes:

Im Rahmen der Operation Guter Nachbar, die 2016 gestartet wurde,
 hat das israelische Militär 1524 Tonnen Lebensmittel, 250 Tonnen
 Kleider, 947.520 Liter Treibstoff, 21 Generatoren sowie 24.900
 Paletten mit Medikamenten und medizinischer Ausrüstung geliefert.



Vor einigen Jahren tauchten Berichte auf, daß Israel
 Rebellengruppen mit Waffen und Bargeld versorgte. Das Regime Bashar
 Al Assads behauptete, Israel rüste Terrorgruppen aus, seine Truppen
 hätten regelmäßig Waffen und Munition mit hebräischen Inschriften
 beschlagnahmt.



Den Berichten zufolge hat Israel mindestens sieben verschiedene
 Rebellengruppen auf den syrischen Golanhöhen, darunter die
 aufständische Miliz Fursan al-Joulan, die aus rund 400 Kämpfern
 besteht und 5000 US-Dollar monatlich von Israel erhalten haben
 soll, bewaffnet.



"Israel hat uns heldenhaft zur Seite gestanden. Ohne die Hilfe
 Israels hätten wir nicht überlebt", erklärte der Sprecher der
 Gruppe im Januar 2017 gegenüber dem Wall Street Journal.



Doch nach nur wenigen Stunden im Netz verschwand der aufschlußreiche
Artikel Ahronheims wieder. Dank der Aufmerksamkeit unabhängiger
Webseiten wie Information Clearinghouse -
www.informationclearinghouse.info -, die diesen Bericht rechtzeitig
abspeicherten und ihren Lesern zur Verfügung stellten, war es möglich,
die Zitate in deutscher Übersetzung wiederzugeben. Auf Anfrage des
russischen Nachrichtensenders RT führte am 5. September David Brinn,
der leitende Redakteur der Jerusalem Post, das Verschwinden des
Artikels auf "offensichtliche Sicherheitsbedenken" zurück. Seine
Zeitung habe eine direkte Anweisung von der israelischen Militärzensur
erhalten, den Artikel von der Webseite zu entfernen. Es gab dafür
keinerlei Begründung, so Brinn. Auch auf Anfrage von RT war das
Pressebüro der israelischen Streitkräfte zu keiner Stellungnahme
bereit.

Interessanterweise haben die israelischen Streitkräfte am 3. September
bestätigt, daß die Luftwaffe seit 2011 202 Angriffe auf Ziele in
Syrien durchgeführt hat. Die Israelis behaupten stets, daß sich diese
Operationen ausschließlich gegen iranische Ziele richten oder die
Belieferung der libanesisch-schiitischen Hisb-Allah-Miliz mit
ballistischen Raketen aus dem Iran verhindern soll. Die hohe Zahl der
geflogenen Einsätze spricht jedoch für die These, daß Israel auch des
öfteren ins Kriegsgeschehen eingreift, um den Aufständischen aus
schwierigen Situationen zu helfen. Jedenfalls gab ebenfalls am 5.
September die SAA die Details eines größeren Waffenfunds bekannt, den
sie vor kurzem bei der Befreiung der südlichen Provinz Quneitra
gemacht hat. Bei dem in der Ortschaft Al-Rafid sichergestellten
umfangreichen Arsenal handelt es sich nach Angaben der staatlichen
syrischen Nachrichtenagentur SANA um "größere Mengen TOW-Raketen aus
den USA, israelischer Granaten, Raketenwerfer, Nachtsichtbrillen,
Panzerfäuste sowie unterschiedlicher Munition und Mörsergranaten".

8. September 2018
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VORTRAG/2282: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 11. und 16. September 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 37. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

wir haben eine neue Publikation: Im vierten und letzten Teil der Reihe "Vom
mühseligen Suchen und glückhaften Finden" bringen noch einmal
WeggefährtInnen Heinrich Gemkows Episoden aus der Marxforschung zu Papier.
Das Heft kann wie immer über unseren Webshop bestellt oder bei
Veranstaltungen erworben werden. Und dies sind unsere Termine in der
nächsten Woche:

Dienstag, 11. September 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Aktuelle Bewegungen und Kämpfe in Lateinamerika

Ist die Epoche der Linksregierungen zu Ende?

Referent: Harri Grünberg

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 11. September 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Die KPD und der Judenhass während der Weimarer Republik

Referent: Dr. Olaf Kistenmacher

Kooperationspartner: Institut für Sozialtheorie Bochum e.V.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 12. September 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Politik im Gespräch

Die unendliche Geschichte des BER

Vortrag zur Frage, ob Private besser bauen und Bericht zum 2., neu
konstituierten BER-Flughafen-Untersuchungsausschuß

Referentin: Jutta Matuschek

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 15. September 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Politik im Gespräch

Der Aufstieg der globalen Finanzwirtschaft und der Zusammenbruch des
europäischen "progressiven Neoliberalismus"

"Ökonomie jenseits der schwäbischen Hausfrau" - Der Finanzkapitalismus 10
Jahre nach Lehman-Brothers

Referentin: Prof. Ann Pettifor 

Moderation: Mathew D. Rose

Eine Veranstaltung von Helle Panke e.V., Brave New Europe und dem Netzwerk
für plurale Ökonomik. Gefördert von Oxi.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Monarch, Skalitzer Str. 134, 10999 Berlin


Sonntag, 16. September 2018, 15:00 bis 17:00 Uhr


Spaziergänge im Rahmen der Kollquienreihe "100 Jahre Groß-Berlin
2020"

Die Zukunft des Dragoner-Areals

Führung: Pamela Schobeß (Club Gretchen und Sprecherin Gewerbetreibende
Dragoner-Areal) und eine Sprecherin von "Stadt von unten"

Eine Veranstaltung von Helle Panke e.V. und Hermann-Henselmann-Stiftung

Kosten: 4,00 Euro / ermäßigt 2,00 Euro

Ort: Dragoner-Areal, Mehringdamm 20, 10961 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 218: Vom mühseligen Suchen und glückhaften Finden (Teil IV)

In memoriam Prof. Dr. Heinrich Gemkow (26. Juni 1928 - 15. August 2017)
Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

* Walter Schmidt: Kolloquium zum 90. Geburtstag Heinrich Gemkows am 26.
Juni 2018. Eröffnung

* Dagmar Goldbeck: Das Dokumentarstück "Salut an alle. Marx" und Heinrich
Gemkow, mit Anhang von Dagmar Goldbeck / Rolf Hecker: Salut an alle, Marx
Bekenntnisse

* Rolf Hecker: Das Marx-Engels-Forum in der Mitte Berlins: Zur
Entstehungsgeschichte und zum politischen Auftrag für Heinrich Gemkow, mit
Anhang: Übersicht über Marx-, Engels- und Marx/Engels-Denkmäler

* François Melis: Marx- und Engels-Holzstiche von Heinrich Scheu

* Martin Hundt: Auch ein Marx/Engels-Forscher. Ein paar Worte über Helmut
Hirsch (1907-2009)

Heft 217: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus

Mit Beiträgen von: Alexander Amberger, Jörg Roesler, Christoph Lieber und
Klaus Steinitz

Berlin 2018, 44 Seiten



Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 55: Sozialistische Utopien in Wissenschaft und Politik

Nachforschungen bei Marx & Engels, nach der Oktoberrevolution in Russland
und in der DDR

Mit Beiträgen von: Alexander Amberger, Carl-Erich Vollgraf, Thomas Möbius
und Ulrike Breitsprecher

Berlin 2018, 68 Seiten

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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SCHACH-SPHINX/06680: Netzjunkies und Computerneurosen (SB)


Die Entfernungen spielen keine Rolle mehr, und was früher umständlich
und kostspielig über die Post abgewickelt wurde, das geht heutzutage
per Tastendruck in einer Geschwindigkeit rund um die Welt, die unsere
Vorgänger im Fernschach sich nicht einmal im kühnsten Traum hätten
vorstellen können. "Schach mit Hilfe von Computernetzwerken wird eine
immer größere Rolle spielen", konstatierte vor Jahren bereits der
Profi-Weltmeister Garry Kasparow, und sein Prophetenblick sah
tatsächlich in die Zukunft. "Im Internet kann man irgendwo sitzen und
mit Partnern am anderen Ende der Welt spielen und so die Schachfamilie
vereinen. Es gibt uns auch einen neuen Zugang zum Publikum, und zwar
zum besten, den Leuten, die mit Computern zu tun haben." Recht hatte
er, der Kasparow, eine vernetzte Welt ist doch ein schöner Ausblick in
die nächsten hundert Jahre. Zwar sind immer wieder Kritikerstimmen zu
hören, die von einem US-Kulturimperialismus reden und davor warnen,
daß beispielsweise die eigene Muttersprache vom Englischen verdrängt
wird, die einen schwindelerregenden Zuwachs an Netzjunkies und
Computerneurosen prognostizieren, eine weltweite Vereinsamung des
Menschen wird da in den schauerlichsten Farben ausgemalt. Indes
scheint der Segen größer zu sein als der Fluch und die Abhängigkeiten
vom modernen Kommunikationsmittel. Es ist ja auch viel angenehmer, ein
leidiges Gespräch mit einem Druck auf die Taste zu beenden, als sich -
wie in nostalgischen Zeiten üblich - mit einer erschwindelten Ausrede
zu verabschieden. Im heutigen Rätsel der Sphinx ging es noch langatmig
zu, da lief die Fernschachpartie zwischen dem deutschen Schachverleger
Kurt Rattmann und seinem amerikanischen Kontrahenten Marchand
tatsächlich über viele Monate - was für eine Zeitverschwendung ruft da
der postmoderne Geist ganz empört. Nun, Wanderer, der du durch alle
Zeiten schreitest, war die schwarze Stellung noch zu retten?
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Rattmann - Marchand

Fernpartie 1949


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Anlaß zu Vaterfreuden gab es für Artur Jussupow nicht mit dem neuen
Aufbau. Nach 1...Tf8-e8 wurde sein Gedankenkind einfach mit 2.Se5xc4!
widerlegt. Da 2...d5xc4 unmittelbar an 3.Te1xe6 Te8xe6 4.Df3-d5 Dc7-f7
5.Lf1xc4 gescheitert wäre, biß er in den sauren Apfel: 2...Ld6xh2+
3.Kg1-h1 Sb8-d7 4.Sc4-e3 Lh2-d6 5.Se3xd5 Dc7-c6 6.c3-c4 Kg8-h8 7.Te1-
e3 Sd7-f8 8.Ta1-e1 b7-b5!? - begreiflicher Wunsch nach Verwicklungen
angesichts des für nichts verlorenen Bauern - 9.c4xb5! Dc6xc2 10.Sd5-
e7! Ld6xe7 11.Lg5xe7 Le6xa2 - den Bauern hat er wieder, dafür aber die
Partie eingebüßt - 12.Lf1-d3 Dc2-a4 13.Le7-c5 Te8xe3 14.Te1xe3 und
Schwarz gab auf. Zieht er den Turm, so entscheidet 15.Df3xf5 mit
unwiderstehlichem Angriff.
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MELDUNG/239: Die Theaternacht Hamburg zieht eine erfolgreiche Bilanz (Theaternacht Hamburg)


Theaternacht Hamburg - Pressemitteilung vom 9. September 2018

15. Theaternacht Hamburg ging erfolgreich zu Ende

Über 11.000 Besucher waren in Hamburgs Theatern unterwegs



Über 11.000 theaterbegeisterte Nachtschwärmer kamen gestern zur
Jubiläumsausgabe der Theaternacht Hamburg, ließen sich durch insgesamt 40
Bühnen und rund 150 unterschiedliche Programmpunkte treiben und bekamen
exklusive Einblicke hinter die Kulissen sowie vielversprechende Ausblicke
auf die neue Spielzeit - allein 60 (!) neue Prodiktionen waren
ausschnittsweise am Start.

Mit den eigens für die Theaternacht eingerichteten Shuttlebussen aber auch
mit regulären S- und U-Bahnen waren die Zuschauer durch ganz Hamburg von
Theater zu Theater unterwegs, um dann ab Mitternacht bis in die
Morgenstunden gemeinsam mit den Theater-schaffenden im Foyer der Staatsoper
zu feiern.

Die Programme aller Theater - von den großen Staatstheatern bis hin zu den
kleinen freien Bühnen - waren während des gesamten Abends sehr gut besucht.
Die Besucherströme verteilten sich dabei angenehm auf alle Häuser, so dass
es an keiner Stelle zu Engpässen oder langen Wartezeiten kam.

Der Veranstalter - der "Hamburger Theater e.V." - ist erfreut und sehr
zufrieden mit der großen Akzeptanz, der guten Zuschauer-Resonanz und der
fantastischen Stimmung in den Theatersälen der diesjährigen Veranstaltung
und sieht das seit 15 Jahren konstante Besucherinteresse als Zeichen dafür,
dass die Theaternacht Hamburg zu einer festen Instanz im Kulturleben der
Hansestadt geworden ist, ohne die ein gelungener Spielzeitauftakt aller
nicht zu denken wäre.

 * 

Quelle:

Kommunikation Theaternacht Hamburg

E-Mail: presse@theaternacht-hamburg.org

Internet: http://www.theaternacht-hamburg.org
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TANZ/016: Festival TANZtheater INTERNATIONAL 2018 schließt 33. Ausgabe mit Erfolg (TANZtheater INTERNATIONAL 2018)


Festival TANZtheater INTERNATIONAL 2018 - 8. September 2018

Festival TANZtheater INTERNATIONAL 2018 schließt 33. Ausgabe mit
Erfolg

Metaphern der Menschlichkeit zum Finale



Am heutigen Samstag, dem 08. September, endet die 33. Ausgabe von
TANZtheater INTERNATIONAL in der Hochschule für Musik, Theater und Medien
Hannover mit Gästen aus Italien: Die Kompanie ALDES/ Roberto Castello
präsentiert "In girum imus nocte et consumimur igni", ein preisgekröntes
Tanztheater-Stück, das sich auf universelle Weise mit essentiellen Themen
der Menschheit beschäftigt.

Festivalleiterin Christiane Winter zeigt sich zufrieden mit der Bilanz des
seit dem 30.08. bis einschließlich zum 08.09. laufenden Festivals für
zeitgenössischen Tanz in Hannover. TANZtheater INTERNATIONAL 2018 schließt
mit einer Auslastung von 90 % und 2.900 Besucher*innen an zehn Tagen. Die
Aufführungen fanden in der Orangerie Herrenhausen, auf den Bühnen des
Niedersächsischen Staatstheaters und in der Hochschule für Musik, Theater
und Medien Hannover statt. Das Festival 2018 gab Einblick in die
Formenvielfalt des zeitgenössischen Tanzes, stellte dabei
unterschiedlichste künstlerische Ansätze und Bewegungssprachen vor und
zeigte Formate vom Solo bis hin zur großen Ensemble-Arbeit. Drei
Festivalbeiträge waren dabei der Begegnung von zeitgenössischem Tanz
mit urbanen Tanzformen verschiedener Herkunft gewidmet.

Resümee des Programms 2018

Insgesamt wurden bei TANZtheater INTERNATIONAL 2018 elf Produktionen
zeitgenössischer Tanzkompanien gezeigt. Vier Uraufführungen waren darunter,
drei Produktionen wurden erstmals in Deutschland gezeigt.

Zum Festivalstart gastierte die New Yorker Kompanie Kyle Abraham/ A.I.M mit
der deutschen Erstaufführung von "Live! The Realest MC". Darin verhandelte
der Choreograf mit sieben Tänzer*innen thematisch Ausgrenzung und die Suche
nach Anerkennung. Stilistisch brachte er dabei virtuos zeitgenössischen
Tanz und Hip-Hop zusammen und bescherte dem Festival damit am 30. und
31.08. einen gelungenen Auftakt in der Orangerie Herrenhausen.

Am 01.09. präsentierten die drei Teilnehmer*innen des "Think Big 2018"
Künstlerresidenz-Programms, Marioenrico D'Angelo (DE/IT), Lucyna Zwolinska
(DE/PL) und Yotam Peled (DE/IL) in der Hochschule für Musik, Theater und
Medien Hannover drei Uraufführungen. Bei der sechsten Ausgabe des gemeinsam
mit dem Ballett der Staatsoper realisierten Projektes zeigten die neun
Tänzer*innen des extra hierfür zusammengestellten Ensembles die in Hannover
entstandenen Produktionen: "Phersu-na" von D'Angelo warf Schlaglichter auf
vorschnelle Einordnung von Menschen, Zwolinskas "trying to breathe" widmete
sich tänzerisch Schutzmechanismen, derer sich Menschen bedienen, während
"Entropia" von Peled die Tänzer*innen in den Tanztempeln der Gegenwart auf
Sinnsuche gehen ließ.

Am 02.09. brachten die Tänzerinnen Yumiko Yoshioka und Minako Seki
erzählerisch Aspekte des Butoh mit zeitgenössischem Tanztheater zusammen,
um in der Produktion "TWO" des hannoverschen Theaters COMMEDIA FUTURA im
Ballhof Zwei Einblicke in ihre langjährige Tanz- und Lebenserfahrung wie
auch ihre Freundschaft zu bieten.

Sehr facettenreich präsentierte sich "(B)", eine Produktion der belgischen
Siamese Cie, unter der Leitung der Choreograf*innen Koen Augustijnen und
Rosalba Torres Guerrero. Darin verstanden beide, auf nachdenkliche, wie
auch durchaus humorvolle Weise zeitgenössischen Tanz mit dem Box-Sport
zusammenzubringen. So boxten am 03.09. in der Orangerie Herrenhausen in
schnell wechselnden Szenen Tänzer*innen und tanzten Boxer und zeigten dabei
gekonnt Gemeinsamkeiten und Hintergründe ihrer jeweiligen Disziplinen auf.

Eine der großen Tanzproduktionen des Festivals war die deutsche
Erstaufführung des in Israel gebürtigen Londoner Choreografen Hofesh
Shechter am 04.09. im Schauspielhaus. In "SHOW", einer von seiner
Junior-Kompanie Shechter II interpretierten Produktion, präsentierte er
drei sich zwischen Schönheit und Schrecken bewegende Akte. Tänzerisch auf
höchstem Niveau und inhaltlich auf den Punkt gebracht, gab es stehende
Ovationen für diesen Abend.

Am 05.09. brachte die französische Kompanie Black Sheep die Uraufführung
ihrer Produktion "Wild Cat" auf die Bühne der Orangerie Herrenhausen.
Subtil verwoben, stellte Choreograf Saïdo Lehlouh mit fünf Tänzern seiner
Battle-Formation Bad Trip Crew unter Beweis, dass sich auch die
Formensprache des Hip-Hop dazu eignet, die Fragilität und die
Persönlichkeit von Menschen sichtbar zu machen.

Im Ballhof Eins gastierte am 06.09. mit Daniel Léveillé Danse die Kompanie
des seit Jahrzehnten die kanadische Tanzszene prägenden Choreografen.
Formal streng und physisch fordernd zeigte sich "Solitudes Solo", ein Solo
für fünf Tänzer*innen. Eine Arbeit die den puren Tanz und hier insbesondere
seine klare Form in das Zentrum stellte. Erstmals in Deutschland zu erleben
war "Hidden in plain sight" der österreichischen Kompanie Hungry Sharks am
07.09. in der Orangerie Herrenhausen. Mit mathematischer Präzision und dem
Vokabular des Hip-Hop komponierte dabei Choreograf Valentin Alfery die
Moves von acht Tänzer*innen zu einer bewegten Tanzlandschaft.

Zum Festivalabschluss am 08.09. bietet die italienische Kompanie
ALDES/Roberto Castello Tanztheater im besten Sinne: Deren minimalistische,
mystisch anmutende Produktion "In girum imus nocte et consumimur igni" (Wir
gehen in der Nacht herum und werden von Flammen verzehrt) begleitet vier
Performer*innen auf ihrem schier endlosen Weg durch die Theaternacht.

TANZtheater INTERNATIONAL 2019

Die 34. Festivalrunde von TANZtheater INTERNATIONAL soll voraussichtlich
vom 29. August bis zum 07. September 2019 in Hannover stattfinden.

Veranstaltet wird das Festival vom Tanz und Theater e.V.
in Zusammenarbeit mit der Landeshauptstadt Hannover, Kulturbüro.

 * 

Quelle:

TANZtheater INTERNATIONAL

Tanz und Theater e.V., Roscherstr. 12, 30161 Hannover

Telefon: 0511 - 34 39 19, Fax: 0511 - 33 19 65

E-Mail: info@tanztheater-international.de

Internet: www.tanztheater-international.de
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